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Auch mit der Haushaltsführung der KZV gelang
es uns, standespolitische Akzente zu setzen.
Der Haushalt basiert traditionell auf der
momentan geltenden rechtlichen Grundlage.
Wir haben es vermieden, bei seiner Planung
Spekulationen auf eventuelle Rechtsänderun-
gen zu berücksichtigen. Jedoch haben wir im
Gegensatz zu bisherigen Haushaltsplänen den
Spielraum von Vorstand und Verwaltung
bewusst eingeschränkt und ein sehr enges
Haushaltspaket geschnürt, steht doch der spar-
same Umgang mit Mitgliedsbeiträgen im Vor-
dergrund unseres Handelns. Dies scheint uns
bei unvorhersehbaren Belastungen eher einen
Nachtragshaushalt zu rechtfertigen. Dieser
Herangehensweise an die Gestaltung des Haus-
halts entspricht ebenfalls die Festlegung des
Verwaltungskostensatzes. Die KZVTh steht mit
ihrem Verwaltungskostensatz im bundesweiten
Vergleich an einer Spitzenposition. Dabei ver-
steht sich die Notwendigkeit der Liquidität von
selbst und ist unumgänglich, um unseren Mit-
gliedern auch weiterhin die Zahlungstermine
sicherstellen zu können.

Ein weiterer Punkt, der den Rückblick auf das
vergangene Jahr erfreulich gestaltet, betrifft
die Zusammenarbeit zwischen den zahnärztli-
chen Körperschaften. Geradezu gegensätzlich
zum Trend in zahlreichen Bundesländern funk-
tioniert sie in Thüringen hervorragend. Das
Motto „Integration statt Ausgrenzung“, mit
dem wir zur Wahl angetreten sind, hat sich in
einer politisch schwierigen Zeit bewährt und
wird auch unser zukünftiges Handeln bestim-
men. 

Ihr
Dr. Karl-Friedrich Rommel

Mehr als 300 Tage ist es her, seit der neue Vor-
stand durch die VV der KZV gewählt wurde. Zeit
für eine Bestandsaufnahme. Dass die 11 Monate
in atemberaubendem Tempo vergingen, ist
nicht zuletzt der Verschärfung der politischen
Situation geschuldet. Der Vorstand war im
Januar mit einer klaren Wahlaussage angetre-
ten, die er im Unterschied zur Bundesregierung
auch konsequent und zielgerichtet umzusetzen
suchte. Dies erforderte eine Vielzahl operativer
Maßnahmen im standespolitischen Tagesge-
schäft, von denen ich an dieser Stelle, quasi als
Rückblick, auf einige der wichtigsten verweisen
möchte. 

Ein Gespräch mit Staatssekretär Schröder vom
TMSG im Januar bildete die „Eröffnungsrunde“
unserer standespolitischen Aktivitäten. Bei die-
sem Gespräch ging es darum, Standpunkte
bezüglich der geplanten Gesundheitsreform
auszutauschen. Andere Gespräche, z.B. die mit
der Bundesgesundheitsministerin in Weimar,
verliefen weitaus weniger im Einklang. 

Wie alle anderen rot-grünen Gesetze entstand
auch der Referentenentwurf zur Gesundheits-
reform 2000 ohne Beteiligung der Betroffenen
in einem Durcheinander von konfusen und an
den Anforderungen der Realität vorbeigehen-
den Vorhaben.

Seine Veröffentlichung verschärfte unsere
energische Gegenwehr und bewegte uns zu
konkreteren Aktionen als bisher: Maßgeblich
waren wir als KZV Thüringen an der Gründung
des „Thüringer Bündnisses für Gesundheit“
beteiligt, welches sämtliche Heilberufler unter
dem Dach des Landesverbandes der Freien
Berufe vereint. Die Unterschriftenaktion des
„Thüringer Bündnisses für Gesundheit“ in den
Praxen erwies sich als voller Erfolg, ebenso die
Protestveranstaltung der Ost-KZVs in Berlin,
wie auch die Demonstration, welche die Über-
gabe der Unterschriften an einen Vertreter des
Bundeskanzlers begleitete. Den Höhepunkt
unserer regionalen Aktionen stellte die Kund-
gebung auf dem Domplatz in Erfurt dar, und ich
bin sehr erfreut darüber, dass gerade diese
erfolgreiche Veranstaltung als Ergebnis einer
Beratung des KZV-Vorstandes zustande kam.
Die Plakataktion des Freien Verbandes wurde
von der KZV unterstützt, denn sie unterstreicht
auf attraktive Weise öffentlichkeitswirksam
die Probleme der neuen Gesetzgebung. 

Jede einzelne dieser Aktionen ordnen wir unse-
rem Hauptziel unter, der Sicherung einer mög-
lichst angemessenen Vergütung der zahnärztli-
chen Leistung durch die Krankenkassen einer-
seits und einer schnellen und gerechten Vertei-
lung der Honorare unter den Kollegen anderer-
seits. 

Erster Etappensieg auf diesem Wege war der
Wiedereinstieg in den Ostverbund, der auch
trotz anfänglicher Proteste des VdAK-Landes-
vorstandes zügig gelang. Dieser Vertrag machte
es möglich, eine Basis zu berechnen, die im
Nachhinein nicht mehr disponibel ist, das heißt,
es wird bis einschließlich 1998 keine rückwir-
kenden Honorarveränderungen geben, unter
denen die Mitglieder anderer KZV-Bereiche z.T.
sehr leiden. Gleiches trifft auch für die anderen
Krankenkassen zu.

Eine weitere wichtige Wahlaussage war die
Erarbeitung eines neuen HVM, der die Unge-
rechtigkeiten des Budgets möglichst gerecht
verteilt. Das Vertrauen, welches wir mit dem im
Februar verabschiedeten HVM unseren Kolle-
gen entgegenbrachten, wurde im Wesentlichen
nicht enttäuscht, das herbeigeredete „Ham-
sterrad“ nicht angeschoben. Der KZV Thüringen
gelang es, die von der zahnärztlichen Öffent-
lichkeit ständig geforderte Liberalität in der
Berufsausübung weitestgehend sicherzustellen.
Für uns, die wir alle staatsdirigistischen und
planwirtschaftlichen Maßnahmen der Politik
für unseren Berufsstand ablehnen, kann es nach
innen keinen HVM geben, der ebendiese Ele-
mente enthält, der, genau betrachtet, die KZV
dazu verpflichtet, an die Kollegen ein Gehalt
der Krankenkasse auszuzahlen.

Nur weil wir vom Gesetzgeber ein Budget ver-
ordnet bekommen haben, werden wir uns nicht
bereit erklären, Planwirtschaft und Sozialismus
zu betreiben. 

Eine verantwortungsvolle Vertragspolitik für
alle Thüringer Zahnärzte zu gestalten, hatten
wir uns im Januar als weiteres Vorhaben von
großer Wichtigkeit auf unsere Fahnen geschrie-
ben. Wegen der Unmöglichkeit, für alle etwas
gleich gut zu gestalten, mussten wir eine Kom-
promisslinie finden, die der Mehrheit gerecht
wird. Die vertraglichen Regelungen, die wir in
den verschiedenen Bereichen erzielen konnten,
entsprechen dieser Vorgabe. 

Editorial
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Abweichend von bisherigen Reformen und
Reformversuchen wird erstmals zu erleben sein,
dass ein derartiges Gesetz von Beginn an Mehr-
kosten und damit Beitragssteigerungen verur-
sacht. Wer in der Gesetzesbegründung aufmerk-
sam die Finanzierung der Reform studiert, dem
werden sich sehr schnell Lücken auftun. So ist es
nicht verwunderlich, dass verschiedene Kran-
kenkassen erhebliche Bedenken haben und
bereits heute mit Beitragssteigerungen für das
Jahr 2000 rechnen, wenn die Gesundheitsreform
2000 wie vorgesehen in Kraft treten sollte. Mit
einer Deckungslücke von mehreren Milliarden
DM ist bei genauer Betrachtung zu rechnen.

Nun sollte man meinen, dass die Erhöhung der
Ausgaben letztendlich eine positive Auswirkung
auf die in den letzten Jahren durch die Budgetie-
rung stark belasteten Leistungserbringer hat.
Gerade das Gegenteil wird der Fall sein.

Die Mehrkosten entstehen infolge der steigen-
den Personalkosten bei Krankenkassen und
Medizinischen Diensten, durch Ausbau der
Datentechnik, Prävention der Krankenkassen
und vergleichbare Maßnahmen.

Die Leistungserbringer, gerade im ambulanten
Bereich, werden ebenso wie in den letzten sie-
ben Jahren weiter herangezogen, um kostenstei-
gernde Entwicklungen im Gesundheitswesen,
wie steigende Morbidität, Innovation und Redu-
zierungen der Eigenbeteiligungen zu schultern.

Die Situation wird über das Globalbudget, das
über die einzelnen sektoralen Budgets oder
Grundlohnsummenanbindungen übergestülpt
wird, noch verschärft. Mittelfristig wird dieses
Reformvorhaben, so es denn zu verwirklichen
sein sollte, durch Eingriffe in die Kompetenzen
der Selbstverwaltungen, Übergewichtung der
Position der Krankenkassen und bürokratische
Richtungsweisung fatale Auswirkungen auf Pati-
enten, Leistungserbringer und Beitragszahler
haben.

Hier wird besonders deutlich, wohin überzoge-
ner Aktionismus in einem derart komplexen
System wie unsere gesetzliche Krankenversiche-
rung zwangsläufig führt. Die verspätete oder
zum Teil völlig fehlende  Beteiligung der Ärzte,
Zahnärzte, Heil- und Hilfsmittelerbringer, Kran-
kenhausärzte und anderer an der Reform wird
sich innerhalb kürzester Zeit rächen.

Deshalb wird Thüringen dieser Reform nicht
zustimmen. Die Gespräche der vergangenen
Wochen mit den Verbänden der Betroffenen
haben in erschreckender Weise die Situation der
freien Heilberufe deutlich gemacht. Gleichzeitig
wurde jedoch auch die Bereitschaft deutlich, an
einer Weiterentwicklung des Gesundheitswe-
sens mitzuwirken. Diese Mitwirkung aller im
Gesundheitswesen tätigen muss erfolgen, wenn
eine, an den tatsächlichen Verhältnissen orien-
tierte Gesundheitsreform erarbeitet werden
soll. Dabei dürfen wir auch vor neuen Wegen
nicht zurückschrecken.

Der einzig gangbare Weg kann also nur ein Neu-
anfang sein. Wir müssen gemeinsam ein Konzept
für eine zukunftsorientierte Krankenversiche-
rung erarbeiten. Die unabdingbaren Gespräche
finden in Thüringen bereits statt und werden
auch in Zukunft geführt.

Ich stehe auch weiterhin zu meiner Auffassung,
wie ich sie am 1. September anlässlich der Veran-
staltung am Erfurter Domplatz unmissverständ-
lich deutlich gemacht habe:

„Eine weitere Polarisierung der Kompetenzen
einerseits und des finanziellen Risikos anderer-
seits zwischen Kostenträger und Leistungser-
bringer darf es nicht geben.

Stattdessen müssen wir die Verantwortung des
Versicherten gegenüber der Solidargemein-
schaft wieder stärken und über den Leistungska-
talog der gesetzlichen Krankenversicherung in
seinem Umfang nachdenken.“

Wir brauchen in der heutigen Situation keine
politischen Manöver, wie es derzeit von der
Bundesregierung mit einer Teilung der Reform
vorgesehen ist. Damit würden wir unsere Verant-
wortung für eine soziale Krankenversicherung
aufgeben und Rationalisierung, Qualitätsein-
bußen und Missstand in Kauf nehmen.

Wir haben in Deutschland eines der besten und
effektivsten Gesundheitssysteme der Welt, um
das wir von vielen Ländern beneidet werden. Es
gewährleistet jedem Patienten unabhängig von
Alter und Einkommen den Zugang auch zu den
modernsten Behandlungsmethoden. Dies gilt
auch, zehn Jahre nach dem Mauerfall, für unse-
ren  Freistaat Thüringen.

In dieser Zeit haben wir in Qualität, Dichte und
Ausstattung in der Medizin zu den alten Ländern
aufgeschlossen. Dieser Erfolg ist gerade im
ambulanten Bereich der Risikobereitschaft und
dem Engagement jedes einzelnen Leistungser-
bringers zu verdanken.

Nachdem aufgrund der Neuordnungsgesetze
des Jahres 1997 die Finanzierung eben dieses
hochwertigen Systems gesichert schien, hat die
Bundesregierung mit dem GKV-Solidaritätsstär-
kungsgesetz ohne Not eine erneute Finanzkrise
in der gesetzlichen Krankenversicherung herauf-
beschworen. Nach dem ersten Halbjahr 1999 hat
sich das Defizit der Krankenkassen auf insgesamt
3,3 Milliarden DM belaufen. Nunmehr wird ver-
sucht, dieser Entwicklung durch ein erneutes
Reformpaket entgegenzuwirken. Ich habe zu
diesen ersten Entwürfen bereits im Mai diesen
Jahres, zu dieser Zeit noch als Präsident des
Thüringer Landtags, meine Auffassung darge-
stellt.

Die Gesundheitsreform 2000, die von der Bun-
desregierung ja als die letzte große Reform auf
absehbare Zeit angekündigt ist, steht inzwischen
zur abschließenden Beratung im Bundesrat an.
Erst im September haben die Beratungen begon-
nen. Die öffentliche Anhörung der Sachverstän-
digen wurde innerhalb von vier Tagen, am 9., 10.,
21. und 22. September abgearbeitet.

Dieser Schnelldurchlauf dürfte nicht der einzige
Rekord sein, den dieses sogenannte Refomvor-
haben aufstellen wird.

Gastkommentar
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Für eine zukunftsorientierte 
und humane Gesundheitspolitik
Von Dr. Frank-Michael Pietzsch

Thüringer Minister für Soziales, Familie und Gesundheit
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Zur Erinnerung:
Die Geschäftsstelle 

der Landeszahnärztekammer Thüringen
in Erfurt bleibt in der Zeit 

vom 24. bis 31. Dezember 1999 
geschlossen.

Die Geschäftsstelle der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Thüringen in Erfurt ist am 23.12. und in der
Woche vom 27. bis.30. Dezember 1999 wie folgt
erreichbar:

23.12.: 8.00 bis 15.00 Uhr
27. - 29.12.: 8.00 bis 16.00 Uhr
30.12.: 8.00 bis 15.00 Uhr

Außerhalb dieser Öffnungszeiten - in dringenden
Ausnahmefällen - bitten wir Sie höflichst, sich im
Sekretariat unter der Telefonnummer 
0361/6767-105 anzumelden.

Wir gratulie-
ren!

zum  85. Geburtstag
Herrn SR Dr. Dietrich Romeick 

am 10.12.
Humboldtstraße 4, 99096 Erfurt

zum 77. Geburtstag
Herrn Dr. med. dent. Norbert Müller 

am 3.12.
Calauer Straße 26, 99091 Erfurt

zum 74. Geburtstag
Herrn Dr. Dr. med. Wolfgang Schalow

am 5.12.
Fichtestraße 29, 99510 Apolda

zum 74. Geburtstag
Herrn Prof. Dr. Dr. Georg Lange

am 12.12.
Wilhelm-Külz-Straße 3, 07743 Jena

zum 71. Geburtstag
Herrn OMR Dr. Werner Holzheu

am 18.12.
Berliner Straße 84, 99091 Erfurt

zum 71. Geburtstag
Herrn Dr. med. dent. Walter Koppelmann

am 19.12.
Bahnhofstraße 11, 96523 Steinach

zum 60. Geburtstag



Wie im Editorial des tzb 11/99 bereits
angekündigt, finden beide Veranstaltungen
erstmals gemeinsam und bundesweit statt.
Natürlich ist auch wieder der Thüringer Hel-
ferinnentag einbezogen, der den Mitarbeite-
rinnen in den Zahnarztpraxen ein sehr
umfangreiches und anspruchsvolles Fortbil-
dungsprogramm bieten wird.

5. Thüringer Zahnärztetag - 
4. Thüringer Zahntechnikertag, 
ein gemeinsamer Milleniums-Auftakt 
Unser Bestreben ist es, dieses Fortbildungs-
ereignis über die Grenzen unseres Bundes-
landes hinaus zu etablieren. Die besondere
Situation des gesamten Programmablaufs an
Wochenende und Feiertag erlaubt es, auch
am Montag, vor dem Tag der Einheit, Veran-
staltungen in seminaristischer Form in das
Programm zu integrieren. 

Natürlich liegt uns auch sehr daran, das kol-
legiale Gespräch der Zahnärztinnen und
Zahnärzte, ihrer Helferinnen sowie der Zahn-

technikerinnen und Zahntechniker zu för-
dern. Dazu ist ein zwangloses Treffen wohl
die richtige Gelegenheit. Sowohl zum wis-
senschaftlichen Programm als auch zur
Geselligkeit möchten wir Sie schon jetzt
recht herzlich einladen. Wir würden uns
freuen, wenn wir Sie als Praxisteam zu beiden
Veranstaltungen begrüßen dürften.

Dipl.-Stomat. Gottfried Wolf
verantwortlich für PR/Öffentlichkeitsarbeit

Leserbrief
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Es war einer der letzten sonnigen Tage des
Jahres, als sich nach 20 Jahren die Absol-
venten des Jahrganges 1979 an der ehema-
ligen Ausbildungsstätte, der damaligen
Medizinischen Akademie Erfurt, einfan-
den.

Mit großem Interesse waren über 60
Zahnärzte von Thüringen bis Brandenburg
und von Niedersachsen bis zum Schwarz-
wald der Einladung gefolgt und verbrach-
ten einen Tag in alten Erinnerungen und
Gefilden.

Im alten Hörsaal gab es
zur Begrüßung eine Vorle-
sung von Prof. Lenz. Er
verstand es hervorragend,
die Vergangenheit zu be-
leuchten. Angefangen von
der Grundsteinlegung, als
der Stein dem Hammer-
schlag nicht standhielt
und brach, was als
schlechtes Omen galt,
zeigte er aus persönli-
chem Erleben den Weg
der Stomatologischen Kli-
nik auf. Er ließ uns die
Hoffnungen nach der
Wende miterleben und
gab uns ein Bild vom der-
zeitigen Zustand als

Außenstelle der Friedrich-Schiller-Univer-
sität Jena.

Nach dieser Einleitung folgte ein heiterer
Fachvortrag von Dr. Andreas Wagner über
die letzten unveröffentlichten werkstoff-
kundlichen Forschungen in der DDR. Da in
der Mangelwirtschaft der DDR hochwerti-
ge Materialien nicht zur Verfügung stan-
den, war die Entwicklung und Testung der
Holzprothese eine revolutionäre Idee.

Gott sei Dank konnten wir dem Diavortrag
in heiterer Stimmung folgen.

20 Jahre, das waren genau 10 Jahre im
sozialistischen Gesundheitswesen mit
Planwirtschaft und Regulierung durch
Materialmangel und technischen Still-
stand, und 10 Jahre in zumeist freier Nie-
derlassung mit Selbstbestimmung und
riesigen Krediten. Letztendlich haben
wir den Fortschritt für unsere Patienten
ins Land gebracht und finanziert. Ein
erhebliches Risiko wurde so von uns
geschultert.

Zu unserer ganz besonderen Freude hat-
ten unsere ehemaligen Hochschullehrer
auch die Einladung zur Fortsetzung des
Abends in der Engelsburg angenommen
Prof. Künzel, Prof. Hoyer, Prof. Lenz, Prof.
Eismann und Dozentin Eismann erinner-
ten ihre ehemaligen Studenten an so
manche Begebenheit, die selbst 20 Jahre
später noch Heiterkeit auslöste. Es wur-
de ein angenehmer Abend, an dem man
sich austauschte, fachsimpelte und
zuhörte, wie es den Mitstreitern aus
Studententagen in der Zwischenzeit
ergangen war.

Fazit: alle haben es irgendwie geschafft,
die Wirren der Zeit zu meistern und kei-
ner will zurück. 

Mathias Eckardt

Absolvententreffen







Berufspolitik
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Folgende Thematik wurde 
abgehandelt:

1. Gruppenprophylaxe 
in der Gesundheitsreform

2. Leitfaden zur Gruppenprophylaxe

3. Kinderuntersuchungshefte

4. Alterszahnheilkunde

5. Umsetzung des Leitfadens für eine 
qualifizierte Prophylaxe in der Zahn-
arztpraxis

6. Verschiedenes

Teilnehmer für die Landeszahnärzte-
kammer Thüringen:

Dr. J. Junge (als Gast)

Dipl.-Stomat. G. Wolf (als Beauftragter
für den Vorstand der LZK Thüringen)

Das Arbeitstreffen wurde von Dr.
Oesterreich sehr straff geführt und
moderiert, so dass an diesem Tag ein
sehr großes Arbeitspensum bewältigt
wurde.

TOP 1: 

Die Gesundheitsreform sieht eine Stär-
kung der Gruppenprophylaxe vor und
ihre Ausweitung auf die Altersgruppe
der 12- bis 16jährigen. 

Individual- und Gruppenprophylaxe fal-
len unter das Gesamtbudget.

Durch die Veränderungen der Mehrheit
im Bundesrat kann doch evtl. noch eine
Neuorientierung des Gesetzes erfolgen.

TOP 2:

Der Leitfaden zur Gruppenprophylaxe
berücksichtigt die föderalen Strukturen
in Deutschland und soll nicht als Kon-
zept „von oben“ gewertet werden.

Etwas schwierig war die Entscheidungs-
findung. Die ursprüngliche Terminolo-
gie „Kollektivprophylaxe“ wurde per
Akklamation mit Stimmenmehrheit in
„Bevölkerungsprophylaxe“ umgewan-
delt.

Der umgearbeitete Leitfaden zur Grup-
penprophylaxe soll an die Kammern
versendet werden, um einen endgülti-
gen Entwurf zu konzipieren und dem
Bundesvorstand vorzulegen.

TOP 3:

Eine Arbeitsgruppe wurde für die
Zahnärztekammern angeregt, um Kin-
deruntersuchungshefte bzw. Pässe, die
bereits existieren, zu koordinieren.

(Anm.: Für Thüringen wurde derzeit kein
Bedarf ermittelt, der die Kosten eines von
der LZKTh entworfenen Passes bzw. einer
Übernahme des in einem anderen Bun-
desland erstellten Musters rechtfertigt.)

Eine Zusammenarbeit mit Gynäkologen
wurde empfohlen.

TOP 4:

Nach dem Vortrag von Kollegen Dr. Jun-
ge zum Thema Alterszahnheilkunde
wurde in der anschließenden Diskussion
betont, dass die Zahnärzteschaft für
„Gerodontologie“ sensibilisiert werden
muss und sich neu positioniert 

Prophylaxe bei alten Menschen solle
nicht von den allgemeinen Bemühungen
getrennt werden.

TOP 5:

Der Leitfaden hat sich bewährt.

TOP 6:

Vorgestellt wurden folgende Arbeits-
mittel zur Prophylaxe:

* Dia-Vortrag der LZK Hessen 
zur Alterszahnheilkunde

* „Therapiebegleitende Prophylaxe“ 
als Leitfaden der Bayerischen 
Landeszahnärztekammer

* Mikrobiologie der Parodontitis im 
Konzept der  Präventivmedizin 
(PZM) der ZÄK Nordrhein

* Informationsmaterial der Fa. Oral B

Da höhere Fluoridwerte in Kinderzahn-
pasten zugelassen sind, wird empfoh-
len, dass die DGZMK ihre Fluoridie-
rungsempfehlungen von 1996 aktuali-
siert.

Die Niederschrift wurde aus eigenen
Aufzeichnungen und dem Protokoll der
Zusammenkunft erstellt. Ich bedanke
mich bei Frau B. Bergmann-Krauss von
der Geschäftsführung der BZÄK.

Gottfried Wolf

Koordinierungskonferenz der
Referenten für Präventive 
Zahnheilkunde am 29.09.1999 
im Zahnärztehaus Köln 

Kursangebote
Implantologie
Für alle Thüringer 
Kolleginnen und Kollegen
wird eine regionale 
Fortbildung für Einsteiger 
und Fortgeschrittene 
angeboten.

Themen:

1. Die implantologische Planung 
und die prothetische Behandlungsphase

(geeignet für Einsteiger und Kollegen, die vorwiegend
implantatprothetisch interessiert sind)

Indikationen und klinische Beispiele aller Indikations-
klassen (präimplantologische Planung und chirurgisch-
prothetische Umsetzung von Einzelzahnersatz, Freiend-
lücken, Schaltlücken, zahnlosem Kiefer)

Diagnostik, Anamnese
Patientenberatung
Implantatbezogene Abformverfahren

Zementierte und verschraubte Konstruktionen
Verbund- und rein implantatgetragene Konstruktionen
Erfolgskriterien/Statistik
Nachsorge, Recall, Abrechnung
Komplikationen und deren Vermeidung

Fragen und Besprechung von geplanten Implantatversor-
gungen der Kursteilnehmer anhand von mitgebrachten
Röntgenbildern und Modellen

2. Die implantologische Planung 
und die chirurgische Behandlungsphase

(OP-Kurs für Kollegen die selbst implantieren 
wollen mit zwei praktischen Operationen verschiedener
Indikationsklasse)

• Theoretische Grundlagen
• Präimplantologische Diagnostik
• Vor- und Nachteile der Implantatsysteme
• Schnittführungen/Nahttechniken
• Implantatinsertion
• Nachsorge
• Provisorische Versorgung
• Defektmanagement, Augmentation u. a.

Weitere Information erhalten Sie durch die:

Zahnärztliche Gemeinschaftspraxis
Dr. Joachim Hoffmann & Dr. Monika Rudisch
Käthe-Kollwitz-Straße 19
07743 Jena
Tel. 03641/442134
Fax 03641/441422
eMail: praxis-hoffmann@t-online.de
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Dr. Stefan Koch berichtet

Am 17. und 18. September startete in Sonne-
berg der erstmalig durchgeführte Sonneber-
ger Zahnärztetag im traditionsreichen „Hotel
Schloßberg“. Dieser konnte von den 5 Initia-
toren der Veranstaltung als Erfolg verbucht
werden.

Bereits im Vorjahr wurde von den Zahnärzten
K. U. Mraß und Dr. St. Koch nach einer Pause
von neun Jahren der 3. Sonneberger Zahnärz-
teball organisiert. Das nahezu durchweg
positive Echo veranlasste die Initiatoren für
1999 einen neuen - den 4. Zahnärzteball zu
organisieren. Dieser sollte dann, so man
Sponsoren und geeignete Referenten fände,
mit einer Weiterbildung am Vortag verbun-
den werden.

Gesagt, getan, zusammen mit drei weiteren
Kollegen (Dießner, Attrodt und Maier) ging
man schon Wochen vorher an die Organisati-
on, welche sich nicht immer einfach gestal-
tete. Zunächst wurden Vorabeinladungen
verschickt, um die Resonanz in der Zahnärz-
teschaft des Landkreises zu prüfen. Danach
wurde ein Finanzplan aufgestellt, an Hand
dessen die Räumlichkeiten angemietet sowie
die Bereitstellung des „leiblichen Wohls“ und
der kulturellen Untermalung organisiert wer-
den konnten. Nach nicht wenigen
Gesprächen mit Hotelmanagement, Musi-
kern und Gastronomie passte dann endlich
alles zusammen. Anfängliche Bedenken, ob
es überhaupt zur Durchführung der Veran-

1. Sonneberger Zahnärztetag 
und 4. Sonneberger Zahnärzteball 
im September gut besucht

Kulturelle Einlage zur Abendveranstaltung 

staltung kommen könne, wurden durch das
positive Feedback schnell zerschlagen.

Ziel der Veranstaltung war die Möglichkeit
einer ortsnahen, qualitativ ansprechenden
Weiterbildung, da ähnliche Veranstaltungen
in der näheren Umgebung nicht stattfinden.
Die etwa 40 teilnehmenden Zahnärztinnen,
Zahnärzte, Zahntechniker und Zahnarzthel-
ferinnen aus dem Landkreis Sonneberg, aber
auch aus den benachbarten Landkreisen Kro-
nach, Coburg und Hildburghausen zeigten
sich an den fachlich und qualitativ hochwer-
tigen Vorträgen der Referenten sehr interes-
siert. Während der Diskussionsrunden hatten
die Teilnehmer die Möglichkeit zu persönli-

chen Fragen, und in den Pausen konnten die
von ausstellenden Dentalfirmen vorgestell-
ten Produktneuheiten begutachtet werden.
Finanziell unterstützt wurde der Zahnärzte-
tag durch die Sonneberger Dentaltechnik
Schülner sowie durch die Firma Ivoclar. Auf
Grund des positiven Echos aus der Zahnärz-
teschaft wird auch im kommenden Jahr eine
gleichwertige Veranstaltung zur Weiterbil-
dung interessierter Zahnärzte, -techniker
und Zahnarzthelferinnen angeboten werden.

Als abendlichen Ausklang hatten die Initiato-
ren im Hotel „Schloßberg“ wie bereits im
Vorjahr den mittlerweile 4. Sonneberger
Zahnärzteball organisiert.

Mit mehr als 100 Gästen war auch diese Ver-
anstaltung sehr erfolgreich, wie bereits im
Vorjahr, und gab den kulturellen und kulinari-
schen Ausklang der Veranstaltung.

Eröffnung des Zahnärztetages 
durch Zahnarzt K.U. Mraß

Aufmerksame Zuhörer bei der Weiterbildungsveranstaltung

Demonstration der Gesichtsbogenanwen-
dung durch die Firma Girrbach
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Wer immer noch glaubt, im Freien Ver-
band gibt es nur eine Meinung, hätte
sich auf der Hauptversammlung des
Freien Verbandes in Leipzig einmal mehr
eines besseren belehren lassen müssen.
Vom 14. bis 16. Oktober, also drei Tage
lang, diskutierten die Delegierten über
die aktuelle Standespolitik ebenso wie
über die innere Situation des Verbandes.
Außerdem stand die Neuwahl des Bun-
desvorstandes auf der Tagesordnung.
Über viele Anträge wurde sehr intensiv
diskutiert, bevor sie beschlossen wur-
den.

Nicht anders zu erwarten war, dass der
Freie Verband mit seinem Leitantrag zur
Hauptversammlung die geplante Ge-
sundheitsreform 2000 in toto ablehnt.

Die sachgerechte Alternative zum vor-
liegenden Gesetzentwurf ist und bleibt
aus der Sicht des Freien Verbandes das
von den drei Säulen der zahnärztlichen
Berufspolitik (Freier Verband, Bundes-
zahnärztekammer und Kassenzahnärztli-
che Bundesvereinigung) einvernehmlich
verabschiedete Konzept der „Vertrags-
und Wahlleistungen“. Dies bekräftigten
die Delegierten zur Leipziger Hauptver-
sammlung in ihrem zweiten Beschluss. 

Eine der eingangs erwähnten sehr inten-
siven Diskussionen gab es über das vom
Bundesvorstand vorgelegte „Diskussi-
onspapier des Freien Verbandes zur
Gesundheitsreform 2000“. An deren
Ende wurde es mit großer Mehrheit
angenommen. Es ist ein konkreter Vor-
schlag eines fachlich begründeten, an
Präferenzen orientierten Leistungskata-
logs der Zahnheilkunde in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV). Da-
nach muss der GKV-Leistungskatalog
generell auf Leistungen beschränkt wer-
den, die ein Versicherungsrisiko darstel-
len. Versicherungsfremde Leistungen
sind auszugrenzen. Das Diskussionspa-
pier zur Gesundheitsreform 2000 bein-
haltet auch eine nach dem Lebensalter
abgestufte zahnärztliche Versorgungssy-
stematik für gesetzlich krankenversi-
cherte Patienten mit Kostenerstattung
und Festzuschüssen. Es muß betont wer-
den, dass dieses Papier der Beitrag des
Freien Verbandes zur laufenden Gesund-
heitsreform ist. 

Auch die Gründung einer „Zahnärztli-
chen Bundesvereinigung“ befürwortete
die HV. In dem ebenfalls nach langer
Debatte gefassten Beschluss heißt es:

„Die Hauptversammlung des Freien Ver-
bandes unterstützt die auf Initiative des
Bundesvorstandes gegründete „Zahn-
ärztliche Bundesvereinigung“ als Dach-
organisation der entsprechenden Initia-
tiven in den Ländern. Das Konzept, sich
in Solidarität und Geschlossenheit allein
auf die Durchsetzung berufsspezifischer
und wirtschaftlicher Interessen - insbe-
sondere im Verhältnis zu Kostenträgern
- zu konzentrieren, wird ausdrücklich
befürwortet.“ 

Über Maßnahmen zur Interessenwah-
rung der Zahnärzteschaft nach Inkraft-
treten der Gesundheitsreform 2000
wollte der Freie Verband noch keine
Debatte führen. Aus den Erfahrungen
mit den Paragraphen im GSG 93 gegen
die Korb-Aktion hat man gelernt. Darum
wurde von der Versammlung beschlos-
sen: „Sofern die Gesundheitsreform mit
der jetzigen Zielsetzung vom Gesetzge-
ber verabschiedet wird, beauftragt die
HV den Bundesvorstand, zeitnah eine
a.o.(außerordentliche) HV einzuberufen.
In dieser a. o. HV soll ein aktueller Maß-
nahmenkatalog des Freien Verbandes
beschlossen werden.“

Bei der Neuwahl des Bundesvorstandes
wurden alle bisherigen Mitglieder des
Bundesvorstandes von den Delegierten
zur Hauptversammlung wiedergewählt.

Dabei fand nur ein Tausch der Funktio-
nen zwischen Herrn Peter Eichinger und
Herrn Dr. Karl-Heinz Sundmacher statt.
Dr. Sundmacher ist nun an Stelle von
Kollegen Eichinger als stellvertretender
Bundesvorsitzender im geschäftsführen-
den Vorstand.

Peter Luthardt

Anmerkung der Redaktion: 
Die Mitglieder des Bundesvorstandes
des Freien Verbandes für die Legislatur-
periode 1999–2000 sind in den zm 
Nr. 21 vom 1.11.1999 auf Seite 31 
veröffentlicht.

Hauptversammlung 
des Freien Verbandes in Leipzig



Die Delegierten der 2. Kammerversamm-
lung der Landeszahnärztekammer Thürin-
gen in ihrer 3. Legislaturperiode fanden
sich am 20. November im Airport-Hotel
Erfurt zusammen, um den Bericht des Vor-
standes entgegenzunehmen und gleichzei-
tig die Weichen für die Zukunft zu stellen.
Die Arbeit des seit dem 3. Juli amtieren-
den, neugewählten Kammervorstandes
befand sich dabei auf dem Prüfstand. 

In ihren ausführlichen Referaten bewerte-
ten Dr. Lothar Bergholz, Präsident der Lan-
deszahnärztekammer, Dr. Joachim Richter,
Referent für Fort- und Weiterbildung
sowie DS Gottfried Wolf, Referent für
Öffentlichkeitsarbeit, das in ihren Ressorts

Erreichte und gaben gleichzeitig einen
Ausblick auf zukünftige Aufgaben und eine
geplante Neuorientierung. 

Zahlreiche Anfragen von Delegierten führ-
ten zu teilweise energischen Diskussionen
und nicht immer gelang es, rein sachlich zu
argumentieren. Dass letztendlich dennoch
weitestgehende Übereinstimmung erzielt
werden konnte, lag an der Besonnenheit
der Mehrzahl der Anwesenden.

Die Forderung „Vernunft muss über Lei-
denschaft siegen“, die Dr. Lothar Bergholz
anlässlich seiner Wahl zum Kammerpräsi-
denten als Richtschnur seines zukünftigen
Handelns vorgestellt hatte, erwies sich in

einer Zeit, in der sich die Rahmenbedin-
gungen für die Ausübung des zahnärztli-
chen Berufs zunehmend verschlechtern,
als richtig und wegweisend. Gemeinsames
Handeln zur Zukunftssicherung des Berufs-
standes und die Notwendigkeit, Geschlos-
senheit zu bewahren, erhob die Kammer-
versammlung zu ihrem obersten Gebot
und entspricht damit den Forderungen der
Thüringer Zahnärzteschaft.

Während der Kammerversammlung wurde
Ralph Wohltmann, Geschäftsführer des
Versorgungswerkes, verabschiedet und
ihm der Dank für seine Arbeit ausgespro-
chen. red.

Kammerversammlung formulierte
Aufgaben zur Zukunftssicherung 
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Anträge an die Kammerversammlung 
und deren Beschlussfassungen

Antrag Nr. 6/99

Antragsteller: 
Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen

Betreff:
Haushaltsplan der Landeszahnärztekammer Thüringen 
für das Jahr 2000

Beschlusstext: 
Die Kammerversammlung beschließt den vorgelegten
und vom Haushaltsausschuss bestätigten Haushaltsplan
der Landeszahnärztekammer Thüringen für das Jahr 2000.

Wortlaut der Begründung: 
Auf der Grundlage des § 6 (i) der Satzung der Landes-
zahnärztekammer Thüringen ist jährlich der Haushalts-
plan aufzustellen.

Der vorliegende Haushaltsplan wurde am 6. Oktober
1999 vom Haushaltsausschuss der Kammerversammlung
geprüft und zur Beschlussfassung empfohlen.

Die Kammerversammlung möge den Haushaltsplan
einschließlich des Stellenplanes für das Jahr 2000
beschließen.

Der Antrag wurde angenommen.

Antrag Nr. 7/99

Antragsteller:
Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen und Ver-
waltungsrat des VZTh

Betreff:
Haushaltsplan des Versorgungswerkes 
der LZKTh für das Jahr 2000

Beschlusstext:
Die Kammerversammlung beschließt den vom Vorstand und
vom Verwaltungsrat des Versorgungswerkes vorgelegten
und vom Haushaltsausschuss bestätigten Haushaltsplan des
Versorgungswerkes der Landeszahnärztekammer Thüringen
für das Jahr 2000.

Wortlaut der Begründung: 
Auf der Grundlage des § 6 (i) der Satzung der Landes-
zahnärztekammer Thüringen ist jährlich der Haushaltsplan
für das Versorgungswerk der LZKTh aufzustellen.

Der vorliegende Haushaltsplan wurde am 6. Oktober 1999
vom Haushaltsausschuss der Kammerversammlung geprüft
und zur Beschlussfassung empfohlen.

Die Kammerversammlung möge den Haushaltsplan des Ver-
sorgungswerkes für das Jahr 2000 beschließen.

Der Antrag wurde angenommen.
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Antrag Nr. 8/99

Antragsteller:
Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen 
und Verwaltungsrat des VZTh

Betreff:
1. Dynamisierung der bis zum 31. 12. 1999 

eingewiesenen Ruhegeldzahlungen zum 01. 01. 2000

2. Festlegung der Rentenbemessungsgrundlage für 2000

Beschlusstext:
Die Kammerversammlung beschließt aufgrund der Ergebnisse
der versicherungsmathematischen Bilanz zum 31. 12. 1998 die
Dynamisierung der zum 31. 12. 1999 eingewiesenen Ruhegeld-
zahlungen in Höhe von 2 % sowie die Festlegung der Renten-
bemessungsgrundlage für das Jahr 2000 in Höhe von
66.947,00 DM.

Wortlaut der Begründung:
Auf Vorschlag des Verwaltungsrates des Versorgungswerkes
und aufgrund der Ergebnisse der von Herrn Dipl.-Mathemati-
ker G. Ruppert erstellten versicherungstechnischen Bilanz
empfiehlt der Vorstand der Landeszahnärztekammer Thürin-
gen der Kammerversammlung die Dynamisierung der zum 
31. 12. 1999 bereits eingewiesenen Ruhegeldzahlungen in Höhe
von 2 % sowie die Festlegung der Rentenbemessungsgrund-
lage für das Jahr 2000 in Höhe von 66.947,00 DM.

Der Antrag wurde angenommen.

Antrag 

Antragsteller:
Dr. Martina Radam

Betreff:
Fortbildung

Beschlusstext:
Die Kammerversammlung spricht sich gegen eine Zwangsfortbil-
dung aus. Jeder Zahnarzt sollte auch in Zukunft frei und unab-
hängig ohne jedweden Zwang seine Fortbildung bestimmen und
auswählen können. Die Kammerversammlung lehnt eine Auswei-
tung von Vorgaben  und Regulierungen in der Fortbildung ab.

Wortlaut der Begründung:
Jeder Zahnarzt kann zur Zeit den Zeitpunkt, Ort und Referenten
seiner Wahl selbst bestimmen, um sein individuelles Fortbil-
dungsdefizit auszugleichen. Es gibt heute bereits in Deutschland
(und weltweit) zahlreiche fakultative qualifizierte Fortbildungs-
angebote, die jedem Interessenten zur Verfügung stehen (z.B.
APW-Kurse im Rahmen der Fortbildung der DGZMK). Eine Ver-
pflichtung im Sinne einer Zwangsfortbildung schränkt die Indivi-
dualität der Fortbildung ein und ist mit freier Berufsausübung
nicht vereinbar.

Der Antrag wurde angenommen.

Antrag Nr. 9/99

Antragsteller:
Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen

Betreff:
Wahl des Schlichtungsausschusses

Beschlusstext:
Die Kammerversammlung wählt die nachfolgend vom Vor-
stand vorgeschlagenen Kandidaten und deren Stellvertreter
für den Schlichtungsausschuss:

1. Mitglied: Herr Dr. Bernd Ulitzsch, Pößneck

Stellvertreter Herr Dr. Thomas Haffner, Jena

Stellvertreter Herr Dr. Gustav Hofmann, 
Erfurt-Bischleben

2. Mitglied: Frau Sabine Karas, Sondershausen

Stellvertreter Herr Dr. Thomas Kirchner, Erfurt

Stellvertreter Herr DS Ralph Köberich, Vacha

3. Mitglied: Frau Dr. Ingeborg-Maria Leder, 
Stotternheim

Stellvertreter Herr Dipl.-Med. Siegfried Müller, 
Stadtilm

Stellvertreter Herr DS Falk Röhlig, Gera

Wortlaut der Begründung:
Entsprechend § 1 der z. Z. gültigen Schlichtungsordnung der
LZKTh besteht der Schlichtungsausschuss aus drei Mitglie-
dern, die Mitglieder der Kammerversammlung sein müssen.
Die Mitglieder werden auf Vorschlag des Vorstandes von
der Kammerversammlung gewählt. Für jedes Mitglied sind
mindestens zwei Stellvertreter zu wählen.

Der Antrag wurde angenommen.

Ihre Vorteile:
Ständige Überwachung und Optimierung
von Qualität und Service
Transparenz und Dokumentation der
Arbeitsschritte
Beste Einhaltung des MPG und Erfüllung der
strengen Vorschriften nach DIN EN ISO
9002 durch jährliche Überprüfung 

Wir bieten Ihnen unter anderem:
Innovative Zahntechnik für Ihre zufriedenen
Patienten: Keramik, Galvano, Empress I + II,
Titan, modernste Implantatsysteme, Kunst-
stofftechnik nach Gutowski, Lasertechnik,
Funkenerosion, Präzisionsmodellguß ...
Erfüllung höchster Ästhetik- und Qualitäts-
ansprüche
Individueller Praxisservice durch unsere
Zahntechniker und Kundenbetreuer
Signifikante Einkaufsvorteile und weitere in-
novative Serviceangebote für Zahnarztpraxen
Bundesweiter, täglicher Liefer- und
Abholservice

Göttingen · Berlin
Braunschweig
Chemnitz · Erfurt
Frankfurt · Hohenstein
Meißen · Würzburg
Zwickau

D E N T A L - L A B O R EDohrn

Wir sind zertifiziert -
Profitieren Sie davon!

Jetzt ist es amtlich: 
Unser Qualitätsmanagementsystem 
ist nach DIN EN ISO 9002 zertifiziert.

www.dental-labore-dohrn.de
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Haushaltsausschuss
Vorsitzender:
Dipl.-Stomat. Michael Uhlig,
Gera

Mitglieder:
Dr. Christel Schmidt, Ilmenau
Dr. Gunder Merkel, 
Schmalkalden

Rechnungsprüfungsaus-
schuss
Dr. Wolfgang Hebenstreit,
Altenburg
Dr. Bernd Höch, Mühlhausen
Dr. Gustav Hofmann, 
Erfurt-Bischleben

Schlichtungsausschuss
Dr. Bernd Ulitzsch, Pößneck
Dr. Thomas Haffner, Jena
Dr. Gustav Hofmann, 
Erfurt-Bischleben

Sabine Karas, Sondershausen
Dr. Thomas Kirchner, Erfurt
Dipl.-Stomat. Ralph Köberich,
Vacha

Dr. Ingeborg-Maria Leder, 
Stotternheim
Dipl.-Med. Siegfried Müller,
Stadtilm
Dipl.-Stomat. Falk Röhlig, Gera

Gutachterausschuss/
Patientenberatungsstelle
Dr. Ingo Schmidt, Arnstadt
Dr. Angelika Krause, Sömmerda
Dr. Bernd Ulitzsch, Pößneck

Dr. Thomas Haffner, Jena
(Korrespondierendes Mitglied
Kfo)

GOZ-Arbeitsgruppe 
Dr. Gisela Brodersen, Erfurt
Dr. Jürgen Glänzer, Eisenach 
(Korrespondierendes Mitglied
Kfo)
Dr. Rainer Krell, Meiningen
(Berater Kfo)

Fortbildungsausschuss
Dr. Joachim Richter, Saalfeld
Dr. Robert Eckstein, Meiningen
Sabine Karas, Sondershausen
Dr. Guido Wucherpfennig, Erfurt
Dr. Ralph Kulick, Jena
Dr. Bernd Sigusch, Jena
Dr. Jürgen Hering, Gera
(Korrespondierendes Mitglied
Kfo)

Sachverständigenkommis-
sion 
für die Feststellung der
Gleichwertigkeit des
zahnärztlichen Ausbil-
dungsstandes
Prof. Dr. Edwin Lenz, Erfurt
Prof. Dr. Gisela Klinger, Jena
Dr. Lothar Bergholz, Eisenach
Dr. Joachim Richter, Saalfeld

Rechtsausschuss
Vorsitzender:
Jürgen W. F. Kohlschmidt, LZKTh

Mitglieder:
Dr. Olaf Wünsch, Kahla 
Dipl.-Stomat. Christian Herbst,
Eisenach

Ausschuss Zahnärztliche 
Berufsausübung (ZäBa)

Vorsitzender:
Dr. Olaf Wünsch, Kahla

Mitglieder:
Dr. Wilfried Chemnitius, Erfurt
Dr. Annelie Müller, 
Sondershausen
Dr. Matthias Seyffarth, Jena
Dr. Olaf Brodersen, LZKTh

Beauftragter 
für Alterszahnheilkunde

Dr. Jürgen Junge, Schnepfenthal

Seniorenbeauftragte

Heidemarie Börner, Gera

Folgende Ausschüsse 
werden im Heft 1/2000
veröffentlicht:

Berufsbildungsausschuss

Prüfungsausschuss 
Zahnmedizinische Fachhelferin

Prüfungsausschuss Zahn-
arzthelferinnen

Ausschüsse der Landeszahnärztekammer Thüringen -
3. Legislaturperiode 1999 - 2003



Am 28. September war es wieder soweit:
Die von der Zahnärztekammer eingela-
denen Kolleginnen und Kollegen, die mei-
sten in Begleitung ihrer Ehehälften, starte-
ten zur jährlichen Busfahrt; diesmal nach
Marburg, Eisenachs Partnerstadt. Wie
immer mit der bewährten Busfirma Stein-
brück und in gewohnter Weise bestens
vorbereitet und betreut von Frau Büttner.

In der Westthüringer Gruppe, aus deren
Sicht ich hauptsächlich berichten kann,
hatten die Eisenacher in Marburg natürlich
einen Heimvorteil, denn sie waren nun in
ihrer Partnerstadt, die viele von ihnen
bereits näher kannten. So waren sie weni-
ger davon betroffen, dass die verfügbare
Zeit nur einen Teil der reichhaltigen kultu-
rellen Schätze der schönen alten Stadt zu
sehen erlaubte, die bekanntlich als die
„Wiege der deutschen Romantik“ gilt.

Zunächst sahen wir das Beeindruckendste,
die Elisabeth-Kirche, das früheste rein
gotische Sakralbauwerk Deutschlands und
eine der bedeutendsten Wallfahrtstätten
des Abendlandes.

Anschließend gelangten wir, entlang inter-
essanter Fachwerkhäuser den Steinweg
ansteigend zum Marktplatz mit dem histo-
rischen Rathaus, von dessen Giebel uns um
12 Uhr der flatternd quietschende Hahn
begrüßte. Schon vorher begegneten wir
dem Denkmal zur Erinnerung an die Grün-
dung des Landes Hessen im Jahre 1248
durch Sophie von Brabant, der Tochter der
Hl. Elisabeth. 

Fast zur gleichen Zeit zwang uns St. Petrus
mit einer kräftigen Dusche zur ohnehin fäl-
ligen Mittagspause fast fluchtartig in die
nächste Gaststätte, nach der wir nicht lan-
ge suchen mussten. Doch: hora ruit! So
ging es - den kostenlosen Fahrstuhl benut-
zend - wieder hinunter in die Unterstadt,
wo an der Stadthalle bereits der Bus auf
uns wartete.

Im nun durchfahrenen Teil der Innenstadt
fielen uns die überaus zahlreichen Gebäu-
de der Universität auf, die neben den Beh-
ringwerken der größte Arbeitgeber der
Stadt ist. Von der Reiseleiterin war zu
erfahren, dass „Marburg keine Universität
hat, sondern eine Universität ist“.

Vorbei an dem auf einer Hochfläche lie-
genden neuen Klinikum fuhren wir weiter
stadtauswärts auf einer Ebene nach Amö-
neburg, einem auf einer Basaltkuppe gele-

genen Städtchen mit herrlicher Aussicht
bis weit über die nahen Lahnberge hinaus. 

Die bei Eintagesfahrten und zwei benötig-
ten Bussen ja leider kaum mögliche Begeg-
nung aller an persönlichen Gesprächen
miteinander Interessierten kann ja schon
bald leicht wieder ausgeglichen werden:
zum gemütlichen Beisammensein im
Gebäude der Zahnärztekammer in Erfurt,

das in der Adventszeit, am 16. 12. 1999
stattfindet. Eine hoffentlich zunehmende
Teilnehmerzahl könnte dabei beweisen,
dass der kollegiale Zusammenhalt auch
über das einst verbindende Arbeitsleben
hinaus, miteinander und mit den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Zahnärzte-
kammer weiterhin gewünscht ist.

Dr. Otto Däumer (gekürzt)

An der „Wiege der deut-
schen Romantik“

Schloss Rauischholzhausen mit Gelegenheit zu einem Spaziergang im Park

Die Seniorenfahrten erfreuen sich großer Beliebtheit

Seniorenfahrt nach Marburg

Seniorenfahrt
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5. Winterfortbildung des ZBV Oberfranken 
12. bis 13. Februar 2000 in Bischofsgrün

Information und Anmeldung:
ZBV Oberfranken, 
Justus-Liebig-Straße 113, 95447 Bayreuth, Fax: 0921/68500

Nachdem seit 20 Jahren in Spitzingsee die bayerischen
Zahnärzte-Abfahrtsskimeisterschaften stattfinden und vor
ca. einem Jahrzehnt die bayerischen Zahnärzte-Skilanglauf-
meisterschaften davon abgekoppelt wurden, versucht nun
der ZBV Oberfranken seit 1996, diese Zahnärzte- Ski-
langlaufmeisterschaften in Bischofsgrün fortzuführen. 

Neben der sportlichen Ertüchtigung soll es ein weiteres
Angebot sein für die gesellschaftliche Begegnung von Kolle-
ginnen, Kollegen und Praxisteams. 

Wissenschaftliches Programm im Sporthotel Kaiseralm in
Bischofsgrün 

Samstag, 12. Februar 2000 
von 9.00 bis 12.00 Uhr und von 16.00 bis 18.30 Uhr 

Dr. Hans Seeholzer, Erding, Jahrgang 1946, Kieferorthopäde 

Thema: Was tun, wenn die Gesundheitspolitik „fischelt“? 

Zielgruppenbestimmtes Management und Marketing 

Die „Gesundheitsreformen“ treffen uns Zahnärzte wie Bom-
ben. Wir fühlen uns machtlos, verprügelt und wie in einem
Sack eingesperrt. 

Gibt es einen individuellen Ausweg aus dieser systemimma-
nenten Bedrohung und wie bei anderen Unternehmen -
nicht nur Gefahren, sondern auch Chancen bei dieser Ent-
wicklung? Der Referent zeigt seinen Weg als „Surfer in den
Brechern und Klippen der Gesundheitspolitik“ mit konse-
quenter Anwendung strategischer Managementmethoden. 

Sonntag, 13. Februar 2000
von 9.00 bis 12.00 Uhr 

Dr. Annette Nagel, Ottobrunn, Jahrgang 1957, 
Leiterin des Kuratoriums Schulverpflegung e.V. 

Thema: Topfit durch die richtige Ernährung 

An unserem Frühstückstisch entscheiden wir bereits, ob
unsere Kinder gute Schulnoten erzielen, Papa im Turnier gut
abschneidet und Mutter um 15 Jahre jünger aussieht! Die
moderne Biochemie hat herausgefunden, daß spezielle
Wirkstoffe in unserer Nahrung unser Immunsystem stärken,
Angst und Müdigkeit vertreiben sowie die Fitness, Kreati-
vität und Lebensfreude steigern. 

Mit der richtigen Nährstoffzusammensetzung im täglichen
Speiseplan und regelmäßiger Bewegung wird dem Körper
auf optimale Weise Energie zugeführt und so von Grund auf
fit gehalten. 

Anmeldevordrucke bitte bei der tzb-Redaktion anfordern.

Hatten Sie sichschon 
in Thailand ver-
liebt?14.-28.3.2000, Nordthailand-Rundreise mit
Bangkok und anschl. Badeaufenthalt in Pattaya.
Erleben Sie die wichtigsten Höhepunkte Thailands!
Transfer nach Frankfurt. Flug nach Bangkok. Run-
dreise/HP mit dt.spr. Reiseleitung: Bangkok-Lopbu-
ri-Phitsanulok-Sukhothai-Goldenes Dreieck-Chiang
Mai – Rückflug Bangkok und Transfer nach Pattaya.
1. Wo Rundreise/HP, 2.Wo ÜF, DZ, p. P. 

DM 2.445,-
Außer den Besichtigungen stehen eine Bootsfahrt auf
dem Mekong und ein Trainingscamp für Arbeitsele-
fanten auf dem Programm!

Reisebüro Schäfer Bahnhofstraße 38, 99084 Erfurt, 
Tel. (03 61) 55 53 00

Reisebüro Conrad Schillerstraße 4, 99423 Weimar, 
Tel. (0 36 43) 8 30 50

Reisebüro Conrad Ernst-Busse-Straße im CCW, 99423 Weimar,
Tel. (0 36 43) 45 49-0

Air Voyage Kultur- u. Kongreßzentrum, 07545 Gera, 
Tel.(03 65) 8 32 36 41 

www.kommreisen.de







Fortbildungsthemen im tzb
zum Heraustrennen und Sammeln
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Dissertationen
Im Monat Juli wurden die folgenden Dissertationsarbeiten 
- veröffentlicht werden die Summaries - zur Erlangung des akademischen 
Grades Doctor medicinae dentariae dem Rat der Medizinischen Fakultät der
Friedrich-Schiller-Universität Jena vorgelegt und erfolgreich verteidigt.

Der Titan-Keramik-Verbund unter dem Ein-
fluss unterschiedlicher werkstofflicher und
technologischer Parameter. Untersuchungen
von Verbundfestigkeit, Mikrostruktur und
Grenzflächenreaktionen
vorgelegt von Anke Blume

Die postgraduelle Qualifizierung des Zahn-
arztes sowie seine berufsbegleitende Weiter-
bildung in der ehemaligen DDR
vorgelegt von Ines Herold

Untersuchungen von Spuren-, Mengen-
elementen und Antioxidantien im 
menschlichen Speichel bei Patienten mit 
Parodontalerkrankungen
vorgelegt von Dirk Polke



Fortbildung

tzb 12/99 23

Der Titan-Keramik-Verbund unter dem Einfluss unter-
schiedlicher werkstofflicher und technologischer Parameter. 
Untersuchungen von Verbundfestigkeit, Mikrostruktur 
und Grenzflächenreaktionen

Vorgelegt von Anke Blume

Titan wird aufgrund seiner hervorra-
genden Biokompatibilität in der
Zahnheilkunde zunehmend einge-
setzt. Soll ein universeller Einsatz
erfolgen, muss neben modernen Ein-
bettmassen und präzisen lunkerfreien
Güssen eine sichere, dauerhaft ästhe-
tisch ansprechende Verblendung mit
Keramiken gewährleistet sein. Die
unter atmosphärischen Bedingungen
schnell einsetzende Oxidation des
Titans (10 ns) kann zum Versagen des
Verbundes führen. In den vergange-
nen Jahren bemühten sich die Kera-
mikhersteller, neue niedrigschmel-
zende Keramiksysteme zu entwickeln,
die teilweise die entstehenden ober-
flächennahen Oxide des Titans bin-
den. Im Mittelpunkt der vorliegenden
Arbeit stand die Charakterisierung
des Titan-Keramik-Verbundes von
drei auf dem Markt befindlichen
Keramiksystemen zur Verblendung
von gegossenen Titanrestaurationen.

Die Titanprüfkörper wurden nach
Herstellerangaben und mit verlänger-
ten Haltezeiten mit Duceratin, TiBond
und Vita-Titankeramik verblendet.

Die Charakterisierung des Verbun-
des erfolgte anhand der Bestim-
mung der Scher-Verbundfestigkei-
ten mittels Drei-Punkt-Biegeprüfung
nach SCHWICKERATH. Der Bruchtyp
wurde morphologisch (REM) und in
Korrelation mit Elementverteilungs-
analysen (RMA) ermittelt. Weiterhin
wurden an Querschliffen die Mi-
krohärten nach Vickers (MHV 0,02)
bestimmt. In Korrelation mit Ele-
mentverteilungsanalysen an den
Schliffflächen (RMA) konnten Rück-
schlüsse auf mögliche Grenz-
flächenreaktionen eruiert werden.

Die ermittelten Scher-Verbundfestig-
keitswerte zeigen, dass die untersuch-
ten Keramiksysteme verbesserte Ei-
genschaften im Vergleich zu bisher
veröffentlichten Ergebnissen aufwei-
sen. Dies ist mit großer Wahrschein-
lichkeit auf die Verwendung von Haft-
bondern zurückzuführen, die reduzie-
rende Eigenschaften besitzen. Die
höchsten Haftfestigkeiten wurden für
den Duceratin-Titan-Verbund ermit-
telt. Hier erfolgt der Bruch teilweise
durch das metallische Titan, was auf

einen hohen chemischen Verbund
deutet. Die TiBond- und Vita-alt-
Titankeramiken weisen geringere
Haftfestigkeiten auf. Der Bruch ver-
läuft in der TiO2-Grenzschicht, was
beweist, dass auch hier stabilisieren-
de Grenzflächenreaktionen zwischen
Titanoxid und Keramikbonder existie-
ren. Der während der Arbeit neu zur
Verfügung gestellte, pastenförmige
Bonder der Vita-Titankeramik weist
im Vergleich zum alten Bonder erhöh-
te Haftfestigkeiten auf, wobei der
Bruch zwischen Titanoxid und Kera-
mik verläuft.

Die TiBond- und Vita-Titankeramik-
Verbunde erzielten Scher-Verbundfe-
stigkeiten über 25 Mpa (DIN-Norm)
und lassen dadurch den klinischen
Einsatz gerechtfertigt erscheinen.
Weiterführende Untersuchungen zur
Optimierung des Titan-Keramik-Ver-
bundes durch verbesserte Bonderei-
genschaften sind notwendig, da die
Qualität hochgoldhaltiger Restaura-
tionen nur vom Duraceratin-Titanver-
bund erreicht wird.
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Die postgraduelle Qualifizierung 
des Zahnarztes sowie seine berufs-
begleitende Weiterbildung in der 
ehemaligen DDR

Vorgelegt von Ines Herold

Das vorgestellte Weiterbildungskon-
zept für Zahnärzte in der ehemaligen
DDR war ein in sich geschlossenes
und aufeinander abgestimmtes
System der Weiter- und Fortbildung
und schloss sich dem Hochschulstudi-
um direkt an. Die Präzisierung der
Aus- und Weiterbildungsdokumente
orientierte sich unmittelbar am
zahnärztlichen Betreuungsbedarf.

Auslöser für eine Anpassung der Wei-
terbildungsdokumente an die aktuel-
le zahnärztliche Betreuungssituation
waren gesundheitspolitische Ent-
scheidungen. Einschneidende Ent-
wicklungsetappen zur qualitativen
Verbesserung der Weiter- und Fortbil-
dung wurden mit der Weimarer
Gesundheitskonferenz von 1960, der
Bestätigung der Stomatologie als
Grundstudienrichtung, der Ein-
führung von Sektionen an den Univer-
sitäten und Medizinischen  Akademi-
en sowie der Propagierung von mit-
tel- und langfristigen Betreuungskon-
zepten eingeleitet. Die Sicherstellung
der berufsspezifischen Weiterbildung
erfolgte sowohl auf breiter Basis als
auch unter Berücksichtigung der indi-
viduellen Förderung des Einzelnen.
Die Möglichkeit zur Fachzahnarztwei-
terbildung in einer zweiten Fachrich-
tung und in theoretisch-experimen-
tellen Fachrichtungen der Medizin
sowie der Erwerb von Subspezialisie-
rungen ergänzten die allgemeine
Fachzahnarztweiterbildung und tru-
gen zur Förderung wissenschaftlich

befähigten Nachwuchses bei. Die
Realisierung der umfangreichen Wei-
ter- und Fortbildungsaufgaben war
nur auf der Basis der zentralen Anlei-
tung, Koordinierung und Kontrolle
durch die Akademie für Ärztliche
Fortbildung der DDR im Zusammen-
wirken mit dem Fortbildungszentrum
für Stomatologie Schwerin, den Fach-
polikliniken für Stomatologie auf
Bezirks- und Kreisebene und den
medizinisch-wissenschaftlichen
Gesellschaften möglich.

Für die Beurteilung der Effektivität
eines zahnärztlichen Betreuungssy-
stems ist die Befriedigung des epide-
miologisch determinierten Bedarfs
entscheidend. Daher musste sich die
Aus-, Weiter- und Fortbildung der
Hoch- und Fachschulkräfte an Betreu-
ungsschwerpunkten orientieren. Die
in der ehemaligen DDR vordergründig
auf präventive Betreuungskonzepte
ausgerichtete Weiter- und Fortbil-
dung der Zahnärzte hatte unmittelba-
re Auswirkungen auf die Qualität der
zahnärztlichen Betreuung. Ausdruck
dessen ist, dass die Kariesverbreitung
sowohl bei Kindern und Jugendlichen
als auch Erwachsenen aller Alters-
gruppen verhältnismäßig niedrig war.
Bei konsequenter Umsetzung primär
wirksamer Präventivmaßnahmen
zeigte sich eine deutliche Umkehr in
der Morbiditätsstruktur. Gleichzeitig
hatte der Betreuungsstand von Kin-
dern und Jugendlichen mit dento-
fazialen Anomalien in der DDR,

gemessen am internationalen Stand,
höchstes Niveau erreicht. Am deut-
lichsten spiegelte sich der orale
Gesundheitszustand im mittleren
Erwachsenenalter anhand der niedri-
gen Zahnlosigkeit wider.

Die über epidemiologische Studien
verifizierte hohe Betreuungsqualität
verdeutlicht, dass sich das in der ehe-
maligen DDR praktizierte System der
Fachzahnarztweiterbildung und be-
rufsbegleitenden Fortbildung be-
währt hatte. Einschränkend muss
jedoch festgestellt werden, dass auf
Grund des hohen personellen und
finanziellen Aufwandes eine Fachwei-
terbildung in dieser Komplexität
gegenwärtig nicht realisierbar wäre.

Bei der Diskussion zahnärztlicher
Spezialisierungen sollten die gesam-
melten Erfahrungen adäquate Berück-
sichtigung finden.
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Untersuchung von Spuren-, Mengenelementen 
und Antioxidantien im menschlichen Speichel bei Patienten 
mit Parodontalerkrankungen

Vorgelegt von Dirk Polke

In der vorliegenden Arbeit wurden 87
Patienten untersucht.

39 Probanden waren gesund, 48 der Pati-
enten hatten parodontale Erkrankungen.

Zur Darstellung des oralen Zustandes der
Patienten wurden folgende Indizes auf-
genommen:

- modifizierter Sulkus - Blutungsindex 
(Mühlemann und Son, 1971)

- Approximalraum - Plaque - Index 
(Lange, 1978)

- DMF (T) -Index

- Taschentiefe

Von den Patienten wurde sowohl
Gesamtspeichel als auch Parotisspeichel
gewonnen. Bei allen Probanden wurde
die Speichelfließrate bestimmt. In den
Speichelproben wurden folgende Men-
gen- und Spurenelemente analysiert:
Natrium, Kalium, Calcium, Magnesium,
Zink, Kupfer und Mangan. Desweiteren
wurden der Malondialdehydgehalt und
die Glutathionperoxidaseaktivitäten be-
stimmt. Durch die Ergebnisse dieser Stu-
die sind die am Anfang der Zielstellung
aufgeworfenen Fragen jetzt konkreter zu
beantworten. Signifikante Unterschiede

zwischen Gesunden und Parodontitispa-
tienten gibt es in fast allen untersuchten
Speichelproben. Bei der Auswertung der
Fließraten aller Vergleichsgruppen zeigte
sich ein Trend zu erhöhten Fließraten bei
allen gesunden Probanden. Bei den
Natriumwerten im Gesamtspeichel
haben die gesunden Probanden gering
niedrigere Werte als die Vergleichsgrup-
pe. Eindeutiger werden diese Unter-
schiede im Parotisspeichel. Unter Ruhe-
bedingungen im Parotisspeichel können
Parodontitispatienten doppelt so hohe
Konzentrationen aufweisen. Diese Rela-
tionen kehren sich nach Anregung der
Fließrate um. Da die Natriumwerte unter
Stimulation ansteigen, sind im stimulier-
ten Parotissekret bei den Gesunden fast
doppelt so hohe Werte zu messen wie
bei Parodontalerkrankten. Es ist ein
Trend für erhöhte Calciumwerte bei
allen gesunden Probanden zu verzeich-
nen. Hier gibt es Korrelationen zu Calci-
umwerten im Serum, es wird ein niedri-
gerer Blutcalciumspiegel bei Patienten
mit Parodontalerkrankungen beobach-
tet. Eine erhöhte Aufnahme von Calcium
in endotoxingeschädigten Zellen könnte
den Calciumgehalt im Blut zumindest
vorübergehend geringgradig verändern,
bis ein Calciummangel durch Knochen-

abbau kompensiert wird. Der Umkehrs-
chluss, dass eine Calciumsubstitution
eine Heilung der entzündlichen Par-
odontitiden bewirken könnte, konnte
nicht bestätigt werden. Die Kaliumwerte
streuen bei allen untersuchten Proban-
den sehr wenig um ihren Mittelwert. Wie
die Untersuchungen zeigen, sind für alle
Parodotitispatienten signifikant höhere
Magnesiumwerte im Speichel als bei
Gesunden zu messen. Für die Serumma-
gnesiumwerte sind umgekehrte Relatio-
nen zu finden. Hier sind die untersuchten
Magnesiumkonzentrationen der gesun-
den Probanden höher als die der Par-
odontalerkrankten.  Bei der Bestimmung
des Zinks im Speichel sind für alle Par-
odontitispatienten erhöhte Werte zu
finden. Gleiche Ergebnisse sind für die
Werte im Serum nachweisbar. Die signifi-
kanten Unterschiede zeigen sich beson-
ders deutlich im Gesamtspeichel und im
stimulierten Parotissekret. Der in dieser
Studie nachgewiesene Anstieg der Zink-
werte mit zunehmendem Alter konnte
im Serum bei Patienten mit entzündli-
chen Parodontitiden bestätigt werden.
Bei allen Kupferwerten sind signifikante
Unterschiede gemessen worden. Im
Gesamtspeichel haben alle Erkrankten
höhere Kupferkonzentrationen als
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Dieser GOZ-Kurs kann mit Fug und Recht
als sehr gelungen betrachtet werden. Nach
einer kurzen Einführung in die Problematik
der Beihilfe erläuterte Frau Kollegin Dr.
Brodersen in lockerer Manier deren
Tücken, aber auch die rechtlichen Sicher-
heitsbefugnisse der Zahnärzte.

Für manchen Teilnehmer war dieser Abend
sehr aufschlussreich und auch interessant.

Für alle Interessierten bzw. diejenigen, die
Probleme mit der GOZ haben, sei noch
einmal auf das GOZ-Telefon der LZKTh
jeden Mittwoch zwischen 13.00 und 15.00
Uhr hingewiesen. 

(Tel.-Nr.: 03 61-74 32-114 
sowie 03 61-74 32 121)

Gottfried Wolf

Gesunde. Bei Parotisruhespeichel und
stimuliertem Parotissekret finden wir
umgekehrte Relationen. Es verhält sich
wahrschienlich so, dass die Glandula
submandibularis als Hauptlieferant für
das Kupfer zur Verfügung steht und die
Sekretionsrate der Glandula parotis für
Kupfer eine untergeordnete Rolle spielt.
Der Mangangehalt im Speichel zeigt kei-
ne signifikanten Unterschiede, nur im
Gesamtspeichel sind für die gesunden
Probanden leicht erhöhte Werte zu mes-
sen. Für die Sekretion von Mangan gelten
höchstwahrscheinlich die gleichen
Sekretionsmechanismen in Bezug auf die
Glandula submandibularis wie bei der
Sekretion von Kupfer. Bei der Untersu-
chung der Glutathionperoxidase und des
Malondialdehyd sind signifikant höhere
Ergebnisse bei den Parodontitispatien-
ten in allen Speichelarten zu finden.

Über die Korrelation der Elemente Zink
und Kupfer zum zunehmenden Alter las-
sen sich kontroverse Aussagen treffen.
Im Vergleich der Kupferwerte im
Gesamtspeichel kommt es zu einer signi-
fikanten  Erhöhung der Werte mit zuneh-
mendem Alter. Aus dem  Parotisruhese-
kret und dem stimulierten Parotisspei-
chel kann man signifikant verminderte
Kupferkonzentrationen in Korrelation
zum Alter feststellen. Beim Zink lässt
sich altersabhängig ein ansteigender
Trend beobachten. Weitere Unterschie-
de der Werte bei weiblichen Probanden
sind zwischen Parodontitispatientinnen
und Gesunden im Zusammenhang mit

der Einnahme eines Kontrazeptivums zu
finden. Deutlich höhere Werte von Zink,
Glutathionperoxidase, Malondialdehyd
und Magnesium weisen alle Erkrankten
mit bzw. ohne Einnahme eins Kontrazep-
tivums gegenüber den Gesunden auf.
Generell ergaben sich bei den weibli-
chen Parodontalerkrankten ohne hor-
monelle Verhütung die höchsten Mess-
ergebnisse bei Magnesium, Kupfer,
Glutathionperoxidase und Malondialde-
hyd im Gegensatz zu allen anderen Frau-
en. Für Frauen mit Kontrazeptivaeinnah-
me ergeben sich niedrigere Malondial-
dehydwerte. Die Werte des Malondial-
dehyds sind als Parameter für die Größe
des „oxidativen Stresses“ für den Orga-
nismus zu werten. Ob es einen gewissen
Schutz vor oxidativen Schäden durch die
Einnahme von Östrogenen und Gesta-
genen gibt, muss in weiteren Untersu-
chungen noch geklärt werden. Um die
Beschwerden des Klimakteriums zu ver-
ringern, werden heute Hormone nach
Beginn der Menopause subsituiert. Diese
helfen vor allem, die vegetativen Neben-
wirkungen der Wechseljahre zu verrin-
gern und so einen gewissen Stressfaktor
zu mildern. Das Abnehmen der Speichel-
fließrate mit zunehmendem Alter konn-
ten wir in dieser Studie besonders deut-
lich im stimulierten Parotisspeichel und
im Parotissekret unter Ruhebedingungen
mit zum Teil signifikanten Unterschieden
nachweisen. So nimmt die Fließrate im
unstimulierten Parotisspeichel der
Altersgruppe der über 40-jährigen mit

über 28 % signifikant gegenüber der
Altersgruppe der 20 - 29-jährigen ab. Bei
den Mittelwerten von Glutathionperoxi-
dase und Malondialdehyd in Korrelation
zum Alter sind signifikante Anstiege mit
steigendem Lebensalter zu messen.
Besonders deutlich sind diese Unter-
schiede im Gesamtspeichel und stimu-
lierten Parotissekret. So steigen die Wer-
te der Glutathionperoxidaseaktivität bei
den über 40-jährigen im Gegensatz zu
den 20 - 29-jährigen um über 30 %. Für
Malondialdehyd lässt sich zwischen den
20 - 29-jährigen und den über 40-jähri-
gen eine Zunahme um über das Doppel-
te verzeichnen. Ein Ansteigen der DMF
(T)-Werte ist mit zunehmendem Alter zu
beobachten. Der API lag mit 50,8 % bei
den Parodontalerkrankten signifikant
über dem Wert der gesunden Kontroll-
gruppe (24,7 %). Weiterhin konnten signi-
fikante Erhöhungen des API mit zuneh-
mendem Alter gefunden werden. Die
Ergebnisse der vorliegenden Arbeit zei-
gen einen signifikanten Anstieg der SBI-
Werte mit zunehmendem Alter. In der
Gruppe der 20 - 29-jährigen liegt der SBI
bei 14,4 %, bei den 30 - 39-jährigen bei
37,3 % und die über 40-jährigen weisen
einen SBI von 69,1 % auf. Dies ist in Anbe-
tracht der für die letzte Gruppe gefun-
denen Sulkusblutungswerte erwartungs-
gemäß. In dieser Gruppe sind auch die
meisten Probanden mit Parodontaler-
krankungen zu finden.

GOZ-Kurs der LZKTh am 15. Oktober 1999
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Unsicherheit hinsichtlich der politischen Ent-
wicklung und damit der beruflichen Perspektiven
der Zahnärzteschaft vor dem Hintergrund der
Gesundheitspolitik der Bundesregierung charak-
terisierte die Vertreterversammlung der KZV am
06. November 1999. 

In seinem Bericht an die Delegierten rief KZV-
Vorsitzender Dr. Karl-Friedrich Rommel die Kol-

Vertreterversammlung der KZV reagiert
auf veränderte Rahmenbedingungen

Anträge an die Vertreterversammlung 
und deren Beschlussfassungen
Antrag

Antragsteller:
P. Luthardt, Stadtilm

Wortlaut des Antrages: 
Die Satzung der KZV Thüringen wird wie folgt geändert:

Im Paragraphen 2 Abs. 1 Punkt 4 wird der letzte Satz („Mitglieder der KZV
Thüringen dürfen keine derartigen Verträge schließen.“) gestrichen.

Begründung:
Die KZV Thüringen hat als Körperschaft des öffentlichen Rechts nur die
Möglichkeit, mit den Krankenkassen Verträge zu schließen, die die gesetz-
lich vorgeschriebene Budgetierung umsetzen und so die Zahnärzte zwingen,
unbegrenzte Leistungen zu begrenzten Honoraren zu erbringen.

Dagegen haben nichtkörperschaftliche Organisationen von Zahnärzten
wenigstens theoretisch die Möglichkeit, Vereinbarungen mit den Kostenträ-
gern zu treffen, die auf Honorierungssystemen basieren, bei denen das Mor-
biditätsrisiko bei den Krankenkassen bleibt. Die Mitglieder der KZV Thürin-
gen, die auch Mitglieder in nichtkörperschaftlichen zahnärztlichen Organi-
sationen sind, sollten daran nicht gehindert werden.

Der Antrag wurde abgelehnt. 

Antrag Nr. 1

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Entlastung Vorstand und Geschäftsführung für das Haushaltsjahr 1998

Wortlaut des Antrages:
Die Vertreterversammlung bestätigt die Jahresabschlussrechnung und die
Bilanz für das Geschäftsjahr 1998. Sie nimmt den Prüfbericht der Prüfstelle
der KZBV zur Kenntnis und erteilt dem Vorstand und der Geschäftsführung
für das Haushaltsjahr 1998 Entlastung.

Begründung:
Das Haushaltsjahr 1998 schließt entsprechend der Jahresabschlussrechnung
und der Bilanz deutlich günstiger, als im Haushaltsansatz vorgesehen wer-
den konnte, ab. Damit entfiel die geplante Vermögensentnahme.

Das lag einerseits an höheren Einnahmen als geplant, hier besonders wegen
des Leistungsüberhangs Zahnersatz im I. Quartal 1998 (zeitlicher Nachlauf

aus dem Jahre 1997), zum anderen an den deutlich reduzierten Entnahmen,
hier insbesondere bei den allgemeinen Verwaltungsausgaben (Kapitel 09).
Durch die Schließung der Abteilung Zahnersatz bereits zum 31.03.1998
(haushaltsseitige Planung war der 30.06.1999) wurden keine Lohnkosten
mehr fällig. Die Schließung der Abteilung Zahnersatz wirkte sich auch auf
weitere Verwaltungsausgaben aus. Weiterhin wurden bei den Organkosten
(Kapitel 02) geplante Mittel nicht ausgegeben.

Damit konnten durch eine zeitnahe verwaltungsseitige Umsetzung des 2.
NOG deutliche Rationalisierungseffekte erzielt werden, was die Unter-
schreitung des Haushaltsansatzes begründet.

Ausweislich des Berichtes über die Prüfung der Geschäfts-, Betriebs- und
Wirtschaftsführung der Prüfstelle der KZBV wurden die Geschäfte durch
Vorstand und Geschäftsführung ordnungsgemäß geführt. An der Abschluss-
besprechung mit der Prüfstelle am 17.03.1999 nahmen Mitglieder des Haus-
halts- und Kassenprüfungsausschusses teil.

Der vorliegende Bericht stellt keine Unstimmigkeiten fest, die Betriebser-
gebnisse lassen sich aus den Konten und Haushaltsabläufen zweifelsfrei her-
leiten und nachweisen. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag Nr. 2 

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Verwendung der Rückflüsse aus Wirtschaftlichkeitsprüfung in Umsetzung
des HVM der KZV Thüringen beim VdAK/AEV 1993 bis 1995

Wortlaut des Antrages:
Die Rückflüsse aus Wirtschaftlichkeitsprüfung beim VdAK/AEV aus den
Jahren 1993 bis 1995 werden anteilig pro Leistungsjahr als Pauschalbetrag an
die in diesem Zeitraum an der vertragszahnärztlichen Versorgung teilneh-
menden Zahnarztpraxen, entsprechend des Verhältnisses der abgerechne-
ten Punktmenge der jeweiligen Praxis zur abgerechneten Punktmenge der
KZV im Vertragsbereich mit dem VdAK/AEV, verteilt. Berücksichtigung fin-
den dabei nur Punktmengen des Gebührentarifs A, welche in diesem Zeit-
raum Bestandteil der Vergütungsbegrenzung waren.

Kassenzahnärztliche Vereinigung
Thüringen

legenschaft zu Solidarität und Zusammenhalt
auf, um dieser Situation zu begegnen. Seine Ein-
schätzung der Arbeit des KZV-Vorstandes
bestätigte, dass dessen Orientierung auf Sachar-
beit, verbunden mit konkreten politischen Aktio-
nen, sich als der richtige Weg herausgestellt hat. 

Die deutlichen Veränderungen in der Standespo-
litik, die die Wahl des neuen Vorstandes im Janu-
ar 99 mit sich brachte - z.B. der Wiedereinstieg in
den Ostverbund - haben sich laut Rommel posi-
tiv ausgewirkt und dienten der Sicherung der
Vergütung sowie deren schneller und gerechter
Verteilung.

Nach dem Bericht des Vorsitzenden und einer
lebhaften Diskussion über die gestellten Anträge
bestand letztendlich weitgehender Konsens der
Mitglieder der VV, was am Abstimmungsverhal-
ten deutlich wurde.

Gradmesser des zukünftigen Erfolges des KZV-
Vorstandes wird sein, wie gut es ihm gelingt,
Strategien zu erarbeiten, die thüringenspezifisch,
aber eingebettet in die bundespolitische Ent-
wicklung, der betriebswirtschaftlichen Sicherung
der niedergelassenen Zahnärzte in Thüringen
dienen.        
red.
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Begründung:
Die KZVs der neuen Bundesländer hatten im Vertragszeitraum der Jahre 1993
bis 1995 mit den Landesvertretungen der Ersatzkassen gemeinsame und ein-
heitliche Verträge abgeschlossen. Dabei war vertraglich vereinbart, dass die
Ersatzkassen bei über die neuen Bundesländer summierten Unterschreitun-
gen der Obergrenzen für die Gesamtvergütung Nachzahlungen bis zur Höhe
der Obergrenzen vornehmen. 

Auf Beschluss der Vertreterversammlung vom 24.05.1997 wurden auf der
Grundlage der prozentualen Beteiligung der Thüringer Zahnärzte am
Gesamtabrechnungsvolumen der Jahre 1993 bis 1995 entsprechende Nach-
zahlungen vorgenommen. Strittig war mit den Ersatzkassen in der Vergan-
genheit, wie mit Kürzungen der Vergütung wegen Unwirtschaftlichkeit
gemäß § 106 SGB V verfahren werden soll, da die Ersatzkassen auf einer
Rückzahlung bestanden, im Gegensatz dazu die KZVs diese Kürzungen als
Teil der Gesamtvergütung betrachtet haben. 

Mit der Vergütungsvereinbarung für den Zeitraum 01.01.1999 bis 31.12.1999
mit den Ersatzkassen ist in der Protokollnotiz unter "Sonstigen Regelungen"
zum Vertrag vereinbart worden, dass zwischen den Vertragsparteien Einig-
keit besteht, dass zum Vertragszeitraum 1993 bis 1997 keine gegenseitigen
budgetrelevanten Forderungen mehr bestehen. Demzufolge können auch
die Rückflüsse aus der Wirtschaftlichkeitsprüfung als Pauschalbetrag an die
Zahnarztpraxen verteilt werden.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag Nr. 3

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Beschluss zur Verwendung der Rückflüsse aus rechnerischer Berichtigung
Wurzelspitzenresektion (WSR)

Wortlaut des Antrages:
Die Rückflüsse aus rechnerischen Berichtigungen zur Wurzelspitzenresekti-
on beim VdAK/AEV aus den Jahren 1994 bis 1995 werden den betroffenen
Vertragszahnärzten wieder gutgeschrieben.

Begründung:
Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil (Aktenzeichen B 6 Ka 34/79)
entschieden, dass die Gebührennummer 54b, Wurzelspitzenresektion, nur
einmal je Zahn und nicht je resizierter Wurzelspitze abgerechnet werden
kann.

Die KZV Thüringen hat aufgrund dieses Urteils vom 13.05.1998 mit Quartals-
abrechnung I. Quartal 1998 die Abrechnung der Praxen sachlich-rechnerisch
berichtigt. Für die zurückliegenden Quartale und Jahre bis 1994 haben die
Thüringer Ersatzkassen zu den Leistungen der WSR rechnerische Berichti-
gungen beantragt.

In der Protokollnotiz zur Vergütungsvereinbarung mit dem VdAK/AEV im
Zeitraum 01.01.1999 bis 31.12.1999 konnte der Vorstand der KZV Thüringen
vereinbaren, dass die Bereinigung der Abrechnungen bezüglich der Wurzel-
spitzenresektionen für die Jahre 1996 und 1997 erledigt ist.

Für die Jahre 1993 bis 1995 wurde vereinbart, analog wie bei den Rückflüssen
aus Wirtschaftlichkeitsprüfung, dass die Ersatzkassen bei Unterschreitung
der Obergrenzen für die Gesamtvergütung Nachzahlungen vornehmen. Da
in diesem Vertragszeitraum die Gesamtvergütung nicht überschritten wur-
de, verbleiben auch Beträge aus Berichtigungsverfahren bei den KZVs. 

In einer weiteren Protokollnotiz zum Vertrag 1999 wurde dazu festgelegt,
dass dann, wenn Forderungen und Verbindlichkeiten aus Berichtigungsan-
trägen einzelner Ersatzkassen gegenüber der KZV aus den Jahren 1993 bis
1995 bestehen, diese durch die KZV bilateral abgewickelt werden. Die
VdAK/AEV-Landesvertretung gleicht dieselbigen in voller Höhe umgehend
aus. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen insgesamt rechnerische Berichti-
gungsanträge zur WSR der Thüringer Ersatzkassen in Höhe von DM
301.280,00 vor, für welche Gutschriften an die Krankenkassen und Belastun-
gen für die betroffenen Zahnärzte zu erteilen sind.

Der Antrag wurde angenommen.

Antrag Nr. 4

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Honorarverteilungsmaßstab der KZV Thüringen ab dem Jahr 2000

Wortlaut des Antrages:
Die Vertreterversammlung bestätigt den Honorarverteilungsmaßstab ab
dem Jahr 2000 gemäß der Anlage und setzt ihn mit Wirkung ab dem
01.01.2000 in Kraft.

Begründung:
In der Vertreterversammlung am 24.02.1999 wurde der Honorarverteilungs-
maßstab für das Jahr 1999 verabschiedet.

Begründet war die Überarbeitung und Änderung des bisherigen Honorarver-
teilungsmaßstabes durch das Gesetz zur Stärkung der Solidarität im
Gesundheitswesen - „Solidaritätsstärkungsgesetz“ -, welches am 01.01.1999
in Kraft getreten war.

Die Vertreterversammlung beschloss den Honorarverteilungsmaßstab aus-
schließlich für das Jahr 1999. Dies war geschuldet der Überlegung, dass es
sich bei dem Solidaritätsstärkungsgesetz um eine Sofortmaßnahme der
neuen rot-grünen Koalition handelte. Zum damaligen Zeitpunkt wurde zum
Jahresende 1999 eine Gesamtreform des deutschen Gesundheitswesens
bereits angekündigt.

Zurzeit herrscht Unklarheit, was Begriffe wie Globalbudget und Vertrags-
HVMs zukünftig zu bedeuten haben. Unter dieser Maßgabe erscheint es
momentan nicht möglich, eine sachgerechte Strukturänderung des
Honorarverteilungsmaßstabes vorzunehmen. Deshalb erscheint die Fort-
führung des 99er Honorarverteilungsmaßstabes als sachgerecht, da er bei
allen Problemen ein arbeitsfähiges Honorarverteilungssystem darstellt.

Der Antrag wurde angenommen.

Antrag Nr. 5

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Struktur- und Stellenplan 2000

Wortlaut des Antrages:
Die Vertreterversammlung genehmigt den Struktur- und Stellenplan für
das Geschäftsjahr 2000 in der vorliegenden Form.

Begründung:
Im Jahr 1999 ist das GKV-SolG in Kraft gesetzt worden. Die damit einherge-
henden Änderungen der Aufgaben der KZV Thüringen (Abrechnung von
Zahnersatz und Kieferorthopädie wieder über die KZV) hatten auch Konse-
quenzen auf die Beschäftigtenstruktur in der Verwaltung. Die Stellenredu-
zierung, die nach Inkrafttreten des 2. GKV-NOG umgesetzt wurde, musste
zum Teil wieder rückgängig gemacht werden.

Durch die beabsichtigte Strukturreform 2000 durch den Gesetzgeber sind
auch Konsequenzen für die Struktur der KZV Thüringen zu erwarten. Zum
gegenwärtigen Zeitpunkt können vom Vorstand und von der Geschäfts-
führung die Auswirkungen dieser neuen gesetzlichen Regelungen auf die
Verwaltung der KZV Thüringen nicht eingeschätzt werden, zumal die politi-
sche Diskussion dazu nicht abgeschlossen ist.

Gegenüber dem Struktur- und Stellenplan 1999 ergibt sich eine Personalre-
duzierung um 5 Stellen, was vor allem auf einen Effektivitätszuwachs in der
Verwaltung durch den Auf- und Ausbau einer leistungsstarken EDV beruht.
Darüber hinaus ist eingeplant, dass kurzfristig durch den Datenträgeraus-
tausch Zahnarztpraxis - KZV im Abrechnungsbereich Kieferorthopädie die
gewünschten Verwaltungseffekte realisiert werden können.

Der Antrag wurde angenommen.
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Antrag Nr. 6 wurde zurückgezogen.

Antrag

Antragsteller: 
Dipl.-Stomat. P. Luthardt, Dr. M. Radam, Dipl.-Stomat. G. Wolf, 
Dipl.-Med. J. Wolf, Dr. O. Wünsch

Betreff: 
Verwaltungskostenbeiträge für das Jahr 2000

Wortlaut des Antrages: 
Die Vertreterversammlung bestimmt die Verwaltungskostenbeiträge für
das Jahr 2000 wie folgt: Der Verwaltungskostensatz aller über die KZV
abgerechneten Leistungen, die ab dem 01.01.2000 zur Abrechnung einge-
reicht werden, beträgt 0,75 %.

Begründung:
Die Gesetzesnovelle zum Gesundheitsstrukturgesetz 2000 wurde im Bun-
destag behandelt und angenommen.

Dieses GSG 2000 beinhaltet die „Professionalisierung der KZVs“ mit haupt-
amtlichen Vorständen. Damit wird die zahnärztliche Selbstverwaltung aus-
gehebelt und ein staatstragender Apparat an seine Stelle gesetzt.

Der Prüfbericht der Prüfstelle der KZBV zur Betriebs-, Wirtschafts- und
Rechnungsführung 1998 weist aus: „Bezogen auf den Jahresaufwand 1998 ...
reicht die zur Verfügung stehende Liquidität, den Haushalt ohne Einnahmen
über 476 Tage (über ein Jahr) zu finanzieren.“ Und weiter wird geschrieben:
"Die Vermögens- und Liquiditätslage der KZV Thüringen ist ausgezeichnet."

Eine Anreicherung des Vermögens der KZV sollte in dieser unklaren politi-
schen Zeit vermieden werden.

Die Zahlen des Vermögens 1998, seine voraussichtliche Entwicklung 1999
und die Planung für 2000 lassen die Absenkung auf den Satz von 0,75 % zu,
ohne die Richtlinien der KZBV zu unterlaufen. Bei der im vorliegenden Haus-
halt für 2000 geschätzten Entwicklung würde noch ausreichend Vermögen
übrigbleiben, um die laufenden Aufwendungen der KZV mehr als 3 Monate
finanzieren zu können.

Der Antrag wurde angenommen. 

Antrag Nr. 7

Antragsteller:
Vorstand der KZV Thüringen

Betreff:
Haushalt für das Jahr 2000

Wortlaut des Antrages:
Die Vertreterversammlung genehmigt den Haushaltsplan für das
Geschäftsjahr 2000 in der vorliegenden Form.

Begründung:
Der Jahresabschluss und die Bilanz des Jahres 1998 liegen vor. Der Haushalt
des Jahres 1999 wird, eine weitere Entwicklung wie bisher vorausgesetzt, mit
einem positiven Ergebnis abgeschlossen werden können. 

Aufgrund der geplanten Struktur der Verwaltung und der Kostensenkungen
im Bereich der allgemeinen Verwaltungsausgaben kann der Haushalt im
Ansatz unter demjenigen des Vorjahres geplant werden.

Die Konten sind innerhalb eines Kapitels deckungsfähig, dass heißt, Ausga-
bensteigerungen können mit Einsparungen innerhalb eines Kapitels verrech-
net werden.

Fehlende Beitragseinnahmen werden durch Entnahme aus dem Vermögen
geschlossen. 

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag

Antragsteller: 
Dipl.-Stomat. P. Luthardt, Dr. M. Radam, Dipl.-Stomat. G. Wolf, 
Dipl.-Med. J. Wolf, Dr. O. Wünsch

Betreff: 
Verträge der KZV mit den Krankenkassen

Wortlaut des Antrages: 
Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden vom Vorstand der KZV
Thüringen zeitnah über die abgeschlossenen Verträge mit den Krankenkas-
sen in Form der Vertragstexte und deren Protokollnotizen schriftlich und
höchst vertraulich informiert.

Jedes Mitglied der VV hat dafür Sorge zu tragen, dass diese Schriftsätze
nicht in andere unberechtigte Hände geraten. Eine Weitergabe an Kollegen
oder andere Institutionen obliegt ausschließlich dem Vorstand.

Begründung.
Die Mitglieder des höchsten Organs der KZV Thüringen sollten allseitig
informiert sein und immer Zugang zu den wichtigen Daten haben, welche
für ihre Arbeit als Vertreter und ihre Entscheidungen relevant sind. Die Ver-
träge mit den Krankenkassen gehören zweifelsfrei zu den Kernpunkten der
KZV-Arbeit. Eine derartige Information sollte daher gerechtfertigt sein.

Da das Geben und Nehmen der Vertragsverhandlungen auch vom Informa-
tionsstand der Verhandlungspartner abhängt, ist die absolute Vertraulich-
keit für die erfolgreiche Arbeit des Vorstandes notwendig. Dieses Vertrauen
sollte aber ein jeder Vertreter durch den Vorstand erhalten können.

Dem Vorstand obliegt nach der Satzung ß 7 Abs. 10 Punkt 3 "vorbehaltlich
der Zuständigkeit der Vertreterversammlung die verantwortliche Durch-
führung ... 3. Der Abschluss, die ƒnderung und die Kündigung von Verträgen
mit den Trägern der gesetzlichen Sozialversicherung und sonstigen Körper-
schaften". Aus diesem Grund ist eine Zustimmung der Vertreterversamm-
lung unnötig, aber eine Information umso wichtiger.

Der Antrag wurde angenommen.
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Gespräch im Gesund-
heitsministerium
Am 2. November wurden die KZV-Vorsitzenden und die
Geschäftsführung der KZVTh zu einem Gespräch mit unse-
rem neuen Gesundheitsminister, Herrn Dr. Frank-Michael
Pietzsch in das Thüringer Gesundheitsministerium eingela-
den. 

Das Gespräch fand in einer erfreulich offenen Atmosphäre
statt.

Herr Dr. Pietzsch bekräftigte nochmals, dass Thüringen dem
neuen Gesundheitsstukturgesetz GSG 2000 im Bundesrat
nicht zustimmen würde. 

Trotz des Angebots, das Defizit der ostdeutschen Kranken-
kassen für 1999 stützen zu wollen, bleibt Thüringen bei der
grundsätzlichen Ablehnung des Entwurfes, da mit dieser
Regelung prinzipiell die Probleme der alten und der neuge-
planten Struktur nicht beseitigt sind.

Auf Bitten des Ministers haben wir zugesagt, unsere konzep-
tionellen Vorstellungen zur Erarbeitung eines neuen Gesetzes
bezüglich zukünftiger Strukturen im Gesundheitsbereich ein-
zubringen. Diese Bringeschuld werden wir bis Ende Novem-
ber 1999 erfüllt haben. Danach werden wir das Gesprächsan-
gebot des Ministers zur Diskussion und Erläuterung unserer
zahnärztlichen Konzeptionen wahrnehmen.

Klaus-Dieter Panzner

Gemäß § 103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch
wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen
Zulassungsbezirk Nordhausen ab 01.04.2000 ein Vertrags-
zahnarztsitz in

Neustadt

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme der Praxis sind schriftlich bei
der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses einzurei-
chen. 

Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen
Zulassungsausschuss, 
Theo-Neubauer-Straße 14, 
99085 Erfurt

Gemäß § 103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch
wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen
Zulassungsbezirk Jena-Stadt ab 01.04.2000 ein Vertrags-
zahnarztsitz in

Jena Stadt

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme der Praxis sind schriftlich bei
der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses einzurei-
chen. 

Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen
Zulassungsausschuss, 
Theo-Neubauer-Straße 14, 
99085 Erfurt

Gemäß § 103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch
wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen
Zulassungsbezirk Ilmkreis ab sofort ein Vertragszahnarztsitz
in

Elgersburg

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme dieser Praxis sind schriftlich
bei der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses einzurei-
chen.

Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen, 
Zulassungsausschuss, 
Theo-Neubauer-Straße 14, 
99085 Erfurt

Ausschreibungen

Klaus-Dieter Panzner
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Haftung für Behand-
lungsfehler

Mandy Schwerin (Wissenschaftliche
Mitarbeiterin Lehrstuhl Prof. Dr. jur. Andreas
Spickhoff, FSU Jena)

Es fehlt bislang an neueren statistischen Angaben
über die Häufigkeit der in der Bundesrepublik
Deutschland jährlich von Patienten gegen Ärzte
und Krankenhäuser erhobenen Ansprüche auf
Schadensersatz. In einem Gutachten zum 52.
Deutschen Juristentag 1978 hatte Hans-Leo Wey-
ers die Gesamtzahl der jährlich erhobenen
Ansprüche noch auf mindestens 5.500 geschätzt.
Der Justitiar der Bundesärztekammer nannte
hingegen für die 80er Jahre eine Zahl von rund
10.000 solcher Fälle [Der Spiegel, 43. Jg. Nr .17 v.
24.4.1989, S. 90]. Inzwischen dürfte die 1994
erfolgte Hochrechnung der Versicherungswirt-
schaft von mehr als 30.000 Fällen mit arzthaf-
tungsrechtlichem Bezug der Realität entspre-
chen [Stuttgarter Nachrichten, Nr. 209 v.
9.9.1994, S. 3]. Diese Zahlen verdeutlichen, dass
die Zahl der Prozesse gegen Ärzte in den letzten
Jahren sprunghaft angestiegen ist. Zwar hat die
Anspruchslawine im ärztlichen, insbesondere
chirurgischen und orthopädischen, Bereich die
Zahnärzte bislang noch nicht erfasst. Dennoch
hat die Anzahl der Urteile gegen Zahnärzte deut-
lich zugenommen.

Zur Verdeutlichung der Thematik sollen - stell-
vertretend für eine unüberschaubare Zahl von
Schadensersatzklagen - folgende Fälle dienen,
über die das Oberlandesgericht Oldenburg in der
Berufung zu entscheiden hatte:

Der Kläger begehrte 1997 Schmerzensgeld und
die Feststellung einer Ersatzpflicht für zukünftige
materielle Schäden aufgrund einer kieferchirur-
gischen Operation. Dem Kläger wurden nach
Anraten durch seinen Hausarzt in einer Fachkli-
nik bei der Operation zwei Weisheitszähne gezo-
gen. Bei der operativen Entfernung des rechten
unteren Zahnes, der sehr ungünstig war, brach
der rechte Unterkiefer. Der Bruch wurde mittels
Osteosynthese versorgt. Bei der Infusionsbe-
handlung, die im postoperativen Bereich not-
wendig wurde, kam es zu einer Thrombose des
linken Unterarms. Zudem trat im Bereich des
Bruchs eine Bruchspaltinfektion auf. Der Kläger
machte Behandlungsfehler und eine mangelhaf-
te Aufklärung geltend. (OLG Oldenburg, Urteil
vom 14.10.1997 - 5 U 45/97; VersR 1998, 1381)

In einem anderen Fall hatte der Beklagte der Klä-
gerin drei Brücken eingesetzt. Nach Eingliede-
rung der letzten Brücke klagte die Klägerin wie-
derholt über Schmerzen, so dass der Beklagte

schließlich auf Drängen der Klägerin diese Brücke
durchtrennte und teilweise entfernte. Weil die
Klägerin der Auffassung war, dass der Beklagte
die Brücken schuldhaft nicht fachgerecht einge-
setzt hatte, ließ sie in einem Beweissicherungs-
verfahren von Prof. Dr. J. ein Gutachten erstatten.
Später wurden ihr von einem anderen Zahnarzt
die gesamten Brücken entfernt. Sie verlangte
vom Beklagten Schadensersatz, Schmerzensgeld
und die Feststellung der Ersatzpflicht für Folge-
schäden. Der Beklagte bestritt eine fehlerhafte
Behandlung. (OLG Oldenburg, Urteil vom
14.2.1986 - 6 U 144/85; VersR 1987, 1023)

I. Rechtliche Grundlagen 
einer Haftung des Zahnarztes

Ein Arzt kann wegen eines Fehlers sowohl straf-
rechtlich als auch zivilrechtlich zur Verantwor-
tung gezogen werden.

Da der Arzt im Rahmen der Behandlung regel-
mäßig in die körperliche Unversehrtheit des
Patienten eingreift, steht die Strafbarkeit für
fahrlässige bzw. vorsätzliche Körperverletzung
(gemäß §§ 229 bzw. 223 StGB) im Vordergrund.
Es ist jedoch anerkannt, dass der indizierte und
kunstgerecht ausgeführte ärztliche Heileingriff
entweder schon den Tatbestand der Körperver-
letzung nicht erfüllt oder zumindest durch die
ausdrückliche oder mutmaßliche Einwilligung
des Patienten gerechtfertigt wird. Demnach
wäre ein Arzt nach §§ 223/ 229 StGB strafbar,
wenn der Heileingriff nicht indiziert, d. h. nicht
nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der
Heilkunde und den Grundsätzen eines gewis-
senhaften Arztes zur Erreichung der genannten
Zwecke angezeigt ist. Eine Strafbarkeit wäre
auch dann gegeben, wenn der Eingriff nicht
kunstgerecht (lege artis) ausgeführt worden
wäre, d. h. wenn bei seiner Vornahme die aner-
kannten Regeln der Heilkunst nicht beachtet
worden sind (so die Rechtsprechung der Straf-
gerichte). Es wurde z. B. als strafbare vorsätzli-
che Körperverletzung angesehen, wenn der
Zahnarzt dem Wunsch des Patienten folgt, alle
Zähne zu extrahieren, obwohl das auf eine
unsinnige selbst gestellte Laiendiagnose
zurückzuführen ist [Urteil des Bundesgerichts-
hofes vom 22.2.1978: NJW 1978, 1206]. Auch darf
ein Zahnarzt gesunde Zähne ohne zahnmedizi-
nisch anerkannte Gründe nicht überkronen
[Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf,
Urteil vom 2.2.1984 - 8 U 71/83: VersR 1985, 456].

Der strafrechtlichen Verfolgung in der Zahl
deutlich überlegen sind Klagen auf Schadenser-
satz und/oder Schmerzensgeld. Diese sind zivil-
rechtlich zu qualifizieren. Es existieren keine
speziellen Vorschriften zur Regelung der zivil-
rechtlichen Haftung des Arztes für etwaige

Behandlungsfehler. Es gab jedoch in der Vergan-
genheit Bemühungen auf europäischer Ebene,
die Grundsätze über die Haftung der freien
Berufe und damit auch die Haftung im ärztli-
chen Bereich durch eine Richtlinie der EU zu
regeln und damit die Rechtsvorschriften
gemeinschaftsweit einander anzugleichen. Die-
se Versuche sind bis jetzt aufgrund des erfolg-
reichen Widerstandes der Straßburger Lobby
der freien Berufe gescheitert. Das weitere
Schicksal des Richtlinienvorschlags ist unge-
wiss. Jedoch ist dieses Thema in der Europäi-
schen Kommission inzwischen wieder "präsen-
ter, als es vielen Politikern lieb ist" [Handelsblatt
Nr. 195/41 vom 10.10.1994, S.3], so dass es keinen
überraschen dürfte, wenn in Zukunft ein neuer
Richtlinienvorschlag vorgelegt wird. Auch wäre
ein eigenständiger Vorschlag für den Medizin-
bereich neben einer allgemeinen Richtlinie
durchaus denkbar.

Zur Vervollständigung: Auszug aus dem „Vor-
schlag für eine Richtlinie des Rates über die
Haftung bei Dienstleistungen“ [vorgelegt von
der Europäischen Kommission am 9.11.1990, ABl.
EG 91 Nr. C 12 S. 8]

Art. 1 - Grundsatz
(1)  Der Dienstleistende haftet für den Schaden,
der durch sein Verschulden bei Erbringung der
Dienstleistung an Gesundheit und körperlicher
Unversehrtheit der Personen sowie an der
Unversehrtheit beweglicher und unbeweglicher
Sachen, einschließlich solcher, die Gegenstand
der Dienstleistung sind, verursacht worden ist.

(2)  Es obliegt dem Dienstleistenden, sein Nicht-
verschulden zu beweisen.

(3)  Bei der Beurteilung des Verschuldens ist zu
berücksichtigen, ob das Verhalten des Dienst-
leistenden unter normalen und vorhersehbaren
Bedingungen die Sicherheit gewährleistet, die
berechtigterweise erwartet werden kann.

(4)  Die Tatsache allein, dass es zum Zeitpunkt
der Erbringung der Dienstleistung oder danach
eine bessere Dienstleistung gab oder die Mög-
lichkeit dazu bestand, begründet kein Verschul-
den.

Art. 2 - Definition der Dienstleistung
„Dienstleistung“ im Sinne dieser Richtlinie ist
jede im Rahmen der gewerblichen Tätigkeit
oder eines öffentlichen Dienstes in unabhängi-
ger Weise erbrachte entgeltliche oder unent-
geltliche Leistung, die nicht unmittelbar und
ausschließlich die Herstellung von Gütern oder
die Übertragung dinglicher Rechte oder von
Urheberrechten zum Gegenstand hat.

Rechtsfragen des Zahnarzt - Patienten - Verhältnisses
(Teil IV)
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Art. 3 - Definition des Dienstleisten-
den
(1)  Der Begriff „Dienstleistender“ bezeichnet
jede natürliche oder juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts, die im Rahmen
ihrer gewerblichen Tätigkeit oder eines öffent-
lichen Dienstes eine Dienstleistung nach Artikel
2 erbringt.

(2)  Eine Person gilt auch dann als Dienstleisten-
der im Sinne dieser Richtlinie, wenn sie zur
Erbringung ihrer Dienstleistung die Dienste
eines Vertreters oder eines anderen rechtlich
abhängigen Vermittlers in Anspruch nimmt.

(3)  Ist der Dienstleistende nach Absatz 1 jedoch
nicht in der Gemeinschaft niedergelassen, so
gilt - unbeschadet seiner Haftung - der Vertre-
ter bzw. der rechtlich abhängige Vermittler, der
die Dienstleistung in der Gemeinschaft
erbringt, als Dienstleistender im Sinne der
Richtlinie.

Art. 4 - Definition des Schadens
Der Begriff „Schaden“ bezeichnet

a) den unmittelbaren Schaden, der durch den 
Tod oder irgendeine Beeinträchtigung der 
Gesundheit oder körperlichen Unversehrt-
heit von Personen verursacht worden ist;

b) den unmittelbaren Schaden, der durch 
irgendeine Beeinträchtigung der Unver-
sehrtheit beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen, einschließlich Tieren, verursacht 
worden ist, sofern diese Sachen

i) ihrer Art nach normalerweise zum privaten 
Gebrauch oder Verbrauch bestimmt und

ii)  vom Geschädigten hauptsächlich zum pri-
vaten Gebrauch oder Verbrauch bestimmt
sind

c)  alle finanziellen Schäden, die unmittelbar 
von den unter den Punkten a) und b) 
genannten Schäden herrühren

Der Geschädigte hat den Schaden und den Kau-
salzusammenhang zwischen der Dienstleistung
und dem Schaden zu beweisen.

Da der vorgestellte Richtlinienvorschlag noch
nicht verabschiedet wurde, existieren keine
speziellen Regelungen zur Arzthaftung . Es muss
auf die allgemeinen Haftungsvorschriften des
BGB zurückgegriffen werden. Das hat dazu
geführt, dass die Arzthaftung als spezielles The-
ma überwiegend durch Interpretation vorhan-
dener Rechtsgrundsätze und durch Rechtsfort-
bildung der Gerichte ausgeformt und weiter-
entwickelt wurde.

Im Beitrag zum Behandlungsvertrag (Teil II, Heft
10/ 1999) wurde ausgeführt, dass der Zahnarzt
mit dem Privatpatienten wie mit dem Kassen-
patienten über die Behandlung einen zivilrecht-

lichen Vertrag abschließt. Dieser ist grundsätz-
lich als Dienstvertrag (§§ 611 ff BGB) zu qualifi-
zieren (Ausn: technische Anfertigung des Zahn-
ersatzes). Der Arzt steht zwar nicht für den
Erfolg der Behandlung oder den glücklichen
Verlauf des Eingriffs ein. Der Dienstvertrag ver-
pflichtet ihn jedoch, die erforderlichen Maß-
nahmen nach den Regeln der ärztlichen Kunst
vorzunehmen. Erfüllt er diese Pflichten nicht,
kann der Patient gegen ihn Schadensersatzan-
sprüche wegen Vertragsverletzung geltend
machen.

Neben der vertraglichen Pflicht trifft den Arzt
auch die allgemeine Pflicht, nicht in Leben, Kör-
per, Gesundheit oder sonstige absolute Rechts-
güter (z. B. das Selbstbestimmungsrecht) der
Patienten einzugreifen. Bei Verletzung dieser
Pflicht durch die Behandlung hat der Patient
auch außervertragliche Ansprüche, die soge-
nannten deliktischen Ansprüche (§§ 823 ff BGB).

Die vertraglichen und deliktischen Ansprüche
bestehen regelmäßig nebeneinander. Hat ein
Patient bei einer ärztlichen Behandlung einen
Schaden erlitten, kann er demnach Schadenser-
satz sowohl aus Vertrag als auch aus Delikt ver-
langen. Vertragsverletzung und unerlaubte
Handlung bilden demnach den „gemeinsamen,
verschmolzenen Haftungsgrund der Arzthaf-
tung“ [Deutsch, Medizinrecht 1999, Rdnr. 174].
Der vertragliche Anspruch zeichnet sich
dadurch aus, dass dem Geschädigten alle Ver-
mögensschäden ersetzt werden müssen, der
Verursacher umfassend für seine Erfüllungsge-
hilfen haftet ohne sich entlasten zu können; fer-
ner beträgt die Verjährungsfrist der Ansprüche
30 Jahre. Demgegenüber ist der Kreis der
Anspruchsberechtigten eng gezogen. Der Arzt
haftet nur für Schäden seines Vertragspartners.
In Ausnahmefällen anderen Personen, wenn
diese erkennbar in den Schutzbereich des Ver-
trages aufgenommen worden sind (z. B. Eltern
schließen für ihr Kind einen Behandlungsver-
trag, dann können sowohl die Eltern als auch
das Kind gegen den Arzt vorgehen). Zudem ist
zu beachten, dass vertragliche Ansprüche kei-
nen Ersatz immateriellen Schadens, insbeson-
dere Schmerzen physischer und psychischer Art
(sog. Schmerzensgeld), gewähren. Dies spricht
für ein Vorgehen aus Delikt, da danach Schmer-
zensgeld gezahlt werden muss. Auch ist hier der
Kreis der Anspruchsberechtigten weit gezogen,
als jeder in seinem Körper bzw. Gesundheit Ver-
letzte einen Anspruch geltend machen kann.
Bei der deliktischen Haftung kann jedoch der
Arzt einer Haftung für rechtswidriges Tun seiner
Verrichtungsgehilfen durch einen Entlastungs-
beweis entgehen. Zudem ist die Verjährung mit
3 Jahren relativ knapp bemessen.

Da der Patient regelmäßig beide Ansprüche gel-
tend machen wird, wirken sich die Unterschie-
de im Prozess kaum aus. Der Schwerpunkt der
Schadensersatzansprüche in der Praxis liegt
wegen der nur dort gegebenen Möglichkeit
eines Schmerzensgeldes eindeutig bei den
deliktischen Ansprüchen.

II.  Haftungsvoraussetzungen
Ein Arzt kann natürlich nur dann zur Verantwor-
tung gezogen werden, wenn er eine für den ent-
standenen Schaden ursächliche, widerrechtli-
che und schuldhafte Pflichtverletzung began-
gen hat. Dies ist sowohl für den vertraglichen
als auch den deliktischen Anspruch unabding-
bare Voraussetzung.

1.  Behandlungsfehler
Als Behandlungsfehler wird jede ärztliche Maß-
nahme angesehen, die nach dem Erkenntnis-
stand der medizinischen Wissenschaft die
gebotene Sorgfalt vermissen lässt und damit
unsachgemäß ist [Giesen, Arzthaftungsrecht,
1995, Rdnr. 68]. Dies kann in einem Tun oder
Unterlassen, in der Vornahme einer medizinisch
nicht sachgemäßen oder in der Nichtvornahme
einer medizinisch gebotenen Behandlung, in
den diagnostisch oder therapeutisch unsach-
gemäßen Dispositionen oder Methoden des
Arztes liegen.

2. Haftungsschwelle: Verschulden
Maßstab, ob ein Patient wegen eines Behand-
lungsfehlers gegen den Arzt vorgehen kann, ist
in jedem Fall, ob der Arzt den Fehler zu vertre-
ten hat. Der Arzt braucht demnach nur für ver-
schuldete Pflichtverletzungen zu haften. Dieses
sogenannte Verschuldensprinzip hat den
Zweck, die freie Entfaltung der Persönlichkeit
des Arztes zu gewährleisten. Er soll nicht für
jede Schädigung oder den mangelhaften Erfolg
der Behandlung haften müssen, sondern schul-
det nur die auf den Erfolg gerichtete bestmögli-
che medizinische Betreuung. Die Einführung
einer Gefährdungshaftung, d. h. eine Haftung
ganz ohne Verschulden, ist für die ärztliche wie
für die zahnärztliche Tätigkeit nicht gerechtfer-
tigt [dazu Dütz, DÄBl 1971, S. 828]. Der Arzt wäre
unzumutbar belastet, wenn ihn ständig die Sor-
ge vor der Möglichkeit einer Verletzung des
Patienten begleitet.

Verschulden bedeutet juristisch die vorsätzli-
che bzw. fahrlässige Verursachung des Behand-
lungsfehlers. Die vorsätzliche Verletzung des
Patienten kommt praktisch kaum vor. Im Vor-
dergrund steht die Fahrlässigkeit. Fahrlässig
handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorg-
falt außer Acht lässt (§ 276 Abs.1 S. 2 BGB). Unter
Sorgfalt wird dabei stets diejenige sachkundige
Umsicht verstanden, die durch eine besondere
berufliche Ausbildung erworben worden ist,
durch praktische Erfahrungen ausgebaut und
durch eine am jeweiligen Stand der Erkenntnis
und des ärztlichen Wissens, aber auch an den
Grundsätzen der höchstrichterlichen Recht-
sprechung zum Arztrecht und zum Selbstbe-
stimmungsrecht des Patienten orientierte Fort-
bildung geschärft werden muss [Giesen, Arzt-
haftungsrecht, 1995, Rdnr. 70]. Es wird von
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einem Zahnarzt erwartet, dass er die nach den
Umständen (abstrakt) gebotene - nicht die übli-
che - Sorgfalt einhält. Ein eingerissener Schlen-
drian wird daher nicht toleriert, auch wenn er
üblich ist [z. B. Urteil des Bundesgerichtshofs
vom 27.11.1952: BGHZ 8, 138 = VersR 1953, 67]. Es
kann allerdings nur das verlangt werden, was
von einem Kollegen in der gleichen Lage erwar-
tet wird. Es wird ein zahnmedizinischer, kein
juristischer Standard zugrunde gelegt. Es soll
nichts Übernormales verlangt werden können.
Um diesen Standard zu ermitteln, bedarf es im
Prozess regelmäßig eines Gutachtens eines
anderen Zahnarztes. Das Gutachten ist nur dann
entbehrlich, wenn der Fehler so evident ist, dass
die Kenntnis des Richters ausreicht.

Der Maßstab, an dem die Sorgfalt zu messen ist,
ist also ein rein objektiver. Individuelle
Unkenntnisse oder Schwächen des Zahnarztes
vermögen ihn nicht zu entschuldigen. Die Sorg-
faltsmaßstäbe lassen sich nicht in ein festste-
hendes Schema oder gar in Rechtsregeln pres-
sen. Das Gericht entscheidet im jeweiligen Ein-
zelfall. Der jeweilige medizinische Standard
wird dabei von der sich stets fortentwickelnden
Wissenschaft geprägt.

III.  Beweislast
Das größte Problem des Patienten besteht in
der Regel darin, die Tatsachen vor Gericht zu
beweisen. Wie in kaum einer anderen Materie
spielt im Arzthaftungsprozess die Beweislast-
verteilung eine verfahrensentscheidende Rolle.
Nach den Regeln des Zivilprozesses ist der
Anspruchsteller - also hier der Patient - ver-
pflichtet, den Behandlungsfehler, das Verschul-
den des Arztes, den eingetretenen Schaden
(Verletzung)und den Zusammenhang zwischen
Fehler und Schaden, d. h. dass der Schaden gera-
de durch einen Fehler des Arztes verursacht
worden ist, zu beweisen [Bundesverfassungsge-
richt: BVerfGE 52, S. 311]. Deshalb obliegt dem
Patienten auch in dem zurzeit vor den Gerich-
ten ausgefochtenen Streit um die Verwendung
von Amalgam und dessen Zulässigkeit als Werk-
stoff der Beweis der Ursächlichkeit zwischen
der Verwendung von Amalgam und den
dadurch erlittenen angeblichen Schäden. Der
Patient als Laie wird natürlich durch den großen
Wissensunterschied im zahnärztlichen Bereich
im Vergleich zum Arzt beim Beweis auf seine
Grenzen stoßen. Der Arzt kann aufgrund seines
medizinischen Fachwissens die Behauptungen
der anderen Seite leicht widerlegen.

Eine Beweiserleichterung für den Patienten
bringt der sogenannte Anscheinsbeweis. Wenn
eine Gesundheitsbeschädigung feststeht und
diese nach der allgemeinen Lebenserfahrung
typischerweise ihre Ursache in einem Behand-
lungsfehler hat, so werden Behandlungsfehler,
Ursächlichkeit und Verschulden erst einmal
unterstellt. Wird bei einem Patienten nach
zahnärztlicher Behandlung eine Durchbohrung
des Zahns festgestellt, so spricht die Lebenser-

fahrung dafür, dass die Schädigung im Rahmen
der zahnärztlichen Behandlung erfolgt ist
[Landgericht Aachen Urteil vom 18.3.1987 - 4 O
418/86; VersR 1988, S. 809]. Wird bei einem
wiederholten Versuch der Extraktion eines Zah-
nes mittels eines Hebeinstruments, bei dem ein
erheblicher knöcherner Widerstand zu erwar-
ten war, der Nachbarzahn zerstört, so spricht
dies für eine zu große und damit fehlerhafte
Kraftentfaltung des Zahnarztes [Oberlandesge-
richt Köln Urteil vom 9.3.1992 - 27 U 144/91;
VersR 1992, S. 1475]. Der Arzt kann diesen
Anscheinsbeweis jedoch dadurch erschüttern,
indem er darlegt, dass die ernstzunehmende
Möglichkeit eines atypischen Kausalverlaufs
besteht.

Weitere Beweiserleichterungen für den Patien-
ten bestehen dann, wenn Dokumentationsver-
säumnisse, mangelnde Befunderhebung, fehlen-
de Befundsicherung, Einwirkung auf Beweismit-
tel seitens des Arztes nachgewiesen werden
können. Dies kann nicht zu Lasten des Patienten
gehen. In besonders schweren Fällen kann es bis
zu einer Beweislastumkehr zuungunsten des
Arztes führen.

Auch in dem Fall, in dem der Patient einen
schweren Behandlungsfehler nachweisen kann,
wird die Beweislast dafür, dass der Schaden
nicht auf seinen Fehler zurückzuführen ist, dem
Arzt aufgebürdet (z. B. beim Ziehen eines Zah-
nes blieb ein Wurzelrest im Kiefer stecken, ohne
dass der Zahnarzt, der die Extraktion vornahm,
weitere Maßnahmen traf).

IV.  Haftungsumfang
Wenn festgestellt und auch bewiesen worden
ist, dass der Zahnarzt den Fehler verschuldet
hatte, haftet dieser auf Schadensersatz. Der
Patient soll dadurch für sämtliche Nachteile in
seinem körperlichen und gesundheitlichen
Befinden entschädigt werden. Ersatzfähig ist
zunächst der gesamte materielle Schaden, d. h.
Heilungs- und Pflegekosten; auch diejenigen
Kosten, die dadurch entstehen, dass der Ver-
letzte von nahen Angehörigen im Krankenhaus
besucht wird. Ferner muss der Schaden ausge-
glichen werden, der dadurch entsteht, dass der
Geschädigte erwerbsunfähig bzw. vermindert
erwerbsunfähig wird, sein berufliches Fortkom-
men erschwert wurde. Auch ist ihm der entgan-
gene Gewinn, z. B. Verdienstausfall, zu
gewähren. Neben dem Ersatz des materiellen
Schadens kann der Patient auch Schmerzens-
geld verlangen. Das Schmerzensgeld soll dem
Geschädigten vorrangig einen angemessenen
Ausgleich für den erlittenen immateriellen
Schaden geben. Er soll durch das Schmerzens-
geld in die Lage versetzt werden, sich Erleichte-
rungen und andere Annehmlichkeiten an Stelle
derer zu verschaffen, deren Genuss ihm durch
die Verletzung unmöglich gemacht wurde. Dar-
über hinaus soll das Schmerzensgeld auch den
Gedanken bekräftigen, dass der Schädiger
Genugtuung schuldet (sog. Doppelfunktiona-

lität des Schmerzensgeldes). Die Bemessung der
Höhe des Schmerzensgeldes erfolgt einzelfall-
bezogen vom jeweiligen Gericht. Tatsache ist,
dass die weitaus größte Zahl der Schadens-
ersatzforderungen gegen Ärzte immer noch
unterhalb von DM 50.000 liegt. Dies steht im
deutlichen Gegensatz zu den Vereinigten Staa-
ten, wo Schadensersatzsummen in Millionen-
höhe keine Seltenheit mehr darstellen. Diese
Entwicklung ist in Deutschland aufgrund der
fehlenden Voraussetzungen, wie z. B. Laienju-
ries, anwaltliche Erfolgshonorare, nicht zu
befürchten.

Zu erwähnen bleibt, dass den Geschädigten
natürlich die Pflicht trifft, bei der Schadensbe-
grenzung mitzuwirken. Er muss daher alles ihm
Zumutbare tun, um den Schaden möglichst
gering zu halten. Wenn er diese Pflicht schuld-
haft verletzt, trifft ihn ein Mitverschulden 
(§ 254 BGB). Im Maße dieses Mitverschuldens
mindert sich dann der Schadensersatzanspruch
gegen den Arzt.

V.  Zusammenfassung
In den oben genannten Fällen wurde jeweils
durch zahnärztliche Gutachten bewiesen, dass
der Bruch des Kiefers bzw. das Einsetzen der
Brücken auf einem Behandlungsfehler beruhte,
der vom Zahnarzt fahrlässig durch außer Acht
lassen der erforderlichen Sorgfalt verschuldet
wurde. Die Kläger bekamen Schadensersatz und
Schmerzensgeld aus vertraglichen und delikti-
schen Ansprüchen zugesprochen.

Das Verhältnis Zahnarzt und Patient ist einer-
seits von Vertrauen und andererseits von einem
Spannungsverhältnis geprägt. Dem Selbstbe-
stimmungsrecht des Patienten und sein durch
Art. 2 II GG garantiertes Recht auf körperliche
Unversehrtheit bei dessen gleichzeitiger Ange-
wiesenheit auf die ärztliche Leistung steht der
Heilauftrag des Arztes gegenüber, dessen objek-
tives und subjektives Leistungsvermögen
begrenzt ist. Hier liegen die Ursachen für die
überaus hohe Komplexität und Sensibilität der
Arzthaftung. Die Rechtsprechung hat gezeigt,
dass der ärztliche Heilberuf wie jeder andere
qualifizierte Beruf große Sorgfalt verlangt. Die
Entwicklung der Wissenschaft indiziert zwangs-
läufig immer strengere Sorgfaltsmaßstäbe. Dies
kann diejenigen Ärzte nicht erschrecken, die
„auf dem Wissenstand der Zukunft stehend und
die dementsprechende Sorgfalt einhaltend, das
Selbstbestimmungsrecht des Patienten ernst
nehmend, ihn angemessen aufklärend und Auf-
klärung wie Behandlungsweise ordnungsgemäß
dokumentierend auch bei einer sich weiter ver-
schärfenden Sorgfalts - und Aufklärungserwar-
tung der Gerichte nach wie vor unbelastet und
ohne Gefahr des Entstehens einer den Fort-
schritt lähmenden Defensivmedizin (werden)
arbeiten können, weil sie vor begründeten
Schadensersatzklagen so gut wie sicher sind“
[Giesen in Jura 1981,S. 21].



Dr. Jörg Schröder ist Vorsitzender der Kreis-
stelle Stadtroda.

Dr. Jörg Schröder, geb. am 10. Mai 1967 in
Jena, verheiratet, zwei Kinder

Studium
September 1988 bis August 1993

Promotion
Februar 1998 in der Poliklinik für Kieferor-
thopädie des Zentrums für Zahn-, Mund-
und Kieferheilkunde der FSU Jena

Berufliche Tätigkeit
Ausbildungsassistent
September 1993-Dezember 1995

Tätigkeit in eigener Niederlassung
ab Januar 1996

Auf die Frage von tzb, 

„Welche Ziele stehen für Sie als Kreisstel-
lenvorsitzender an erster Stelle?" 

antwortete Dr. Schröder

- Trotz des härter werdenden Konkurrenz-
kampfes nicht die Kollegialität aufgeben;

- Das im Vergleich zu anderen Bundeslän-
dern traditionell gute Vertrauensverhält-
nis zwischen Zahnärzten und Patienten 
bewahren;

- Sich im Kampf um die Interessen der 
Zahnärzte nicht durch scheinbare Aus-
sichtslosigkeit entmutigen lassen - gerade 

angeschlagene Regierungen sind sehr wohl 
durch medienwirksame Aktionen zu 
beeindrucken (einen Tag nach der ZÄ-
Demo in Berlin am 1.9.99 äußerte sich 
Ministerin Fischer ungewöhnlich kompro-
missbereit);

- Zahnärzte dürfen sich durch Krankenkas-
sen und Politik nicht gegeneinander aus-
spielen lassen;

- Steitigkeiten nicht auf Kosten der Patien-
ten austragen

Nach der Kreisstellenwahl: 
Neugewählten Kreisstellenvorsitzenden
stellen Ziele ihrer Arbeit vor.

Auf den Spendenaufruf für
ukrainische Zahnkliniken sowie
die Bitte, Hospitationsplätze zur
Verfügung zu stellen, (Oktober-
Ausgabe des tzb), haben sich
spontan zahlreiche Thüringer
Zahnärzte gemeldet. Drei
Zahnärzte boten die Aufnahme
von Hospitanten in ihrer Praxis
an. 

Auch die ersten Gerätschaften
wurden von der LAS Wohlfarts-
pflege gGmbH bereits abgeholt
und befinden sich jetzt zur
Generalüberholung und War-
tung.

Voraussichtlich für den Februar
ist ihr Transport in die Ukraine
geplant. 

Die Nachfrage von tzb, ob
bereits eine ausreichende Men-
ge an Geräten und Materialien
zusammengekommen sei, be-
antwortet Projektmanager Peter
Schäfler mit der Feststellung:
„Der Bedarf ist so riesengroß,
dass wir jederzeit weitere Spen-
den gebrauchen können.“ 

Deshalb nochmals die Bitte an
alle Thüringer Zahnärzte, das
Hilfsprogramm zu unterstützen. 

Sämtliche Anfragen 
beantwortet 
Peter Schäfler, 
LAS Wohlfartspflege gGmbH,
Tel.: 03 61-7 51 08-21

In Zusammenarbeit mit der Mar-
mara-Universität in Istanbul
sowie mit türkischen Kollegen
aus Berlin plant die Zahnärzte-
kammer Berlin eine Hilfsaktion
für Erdbebenopfer in der Türkei. 

Vorgesehen ist, eine mobile Den-
taleinheit zu erstellen. 55 Zelt-
und Containerdörfer mit ca.

850.000 Bewohnern benötigen
eine zahnärztliche Versorgung.
Deshalb werden die Spendengel-
der der Berliner Zahnärzte einge-
setzt, um vor Ort helfen zu kön-
nen. Wer sich an dieser Aktion
beteiligen möchte, kann bei der
Zahnärztekammer Berlin (030-34
08-0) nähere Informationen
erhalten.

Spendenaufruf 
brachte großen Erfolg

Berliner Zahnärzte unter-
stützen Erdbebenopfer

Zahnmännchen mit
Schirm lockte 100.000
Besucher 
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Erfolgreiche Aktion
in 25 Real-Märkten 
Die Aktion zahnfreundlich e.V.
veranstaltete nun bereits im
zweiten Jahr zum Tag der Zahn-
gesundheit ihre erfolgreiche
Informations-Tournee durch
25 Städte. Die Tournee, die
wieder unter dem Motto
"Süßes - na und? Zähne
gesund!" stand, konnte in die-
sem Jahr rund 100.000 Besu-
cher über zahnfreundliche
Süßigkeiten informieren. 66
Kindergärten lauschten auf-
merksam den Ausführungen es

Zahnmännchens mit Schirm,
dem Symbol der Aktion. Die
Presse griff das Thema dankbar
auf und berichtete großforma-
tig in Wort und Bild in über 50
Titeln. Auch zwei Radiosender
sowie MDR und SAT1, doku-
mentierten die Aktualität des
Themas. Unterstützt wurde die
Aktion von der Handelskette
Real, die sich mit 25 Märkten an
dieser Aktion beteiligte. 

Foto: 
Aktion zahnfreundlich e.V. 
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Umgezogen!
Die Deutsche Ärzteversicherung, 
Vertriebsdirektion Berlin, ist umgezogen.

Die neue Anschrift lautet:
Deutsche Ärzteversicherung
Vertriebsdirektion Berlin
Salzufer 22, 10587 Berlin
Tel.: 030/3 99 22-26700, 
Fax: 030/3 99 22-26701

München (ots) - Rund 800.000 Deutsche
sind an Hepatitis C erkrankt. Die meisten wis-
sen nichts von ihrer lebensbedrohenden
Erkrankung. Das Robert-Koch-Institut in Ber-
lin geht von jährlich 5.000 Neuinfektionen
aus. Dies kann fatale Folgen haben: Weltweit
sterben bereits heute täglich mehr Men-
schen an Hepatitis C als in einem Jahr an
AIDS.

Vergleicht man heute die Zahl der HIV-Infi-
zierten - 40.000 in Deutschland, wovon
5.000 an Aids erkrankt sind - mit der von
Hepatitis C Infizierten, so hat letztere Grup-
pe bei weitem ein größeres Ausmaß ange-
nommen. Dennoch ist das Bewusstsein für
diese gefährliche Erkrankung auch viele Jahre
nach der Entdeckung des Virus nicht sehr
groß. Lediglich bei 10-20% der Infizierten tre-
ten Beschwerden auf. Deshalb wird die Dia-
gnose nur bei sehr wenig infizierten Personen
gestellt.

Das Hepatitis-C-Virus wurde 1988 entdeckt
und ist die dritthäufigste Ursache für eine
Leberentzündung, die durch Viren verursacht
wird. Hepatitisviren vermehren sich vor-
nehmlich in Leberzellen und stecken weitere
Zellen an. Wie auch das AIDS-Virus gehört
das Hepatitis-C-Virus zu der Klasse der
gefährlichen Retroviren. Es vermehrt sich
täglich milliardenfach im Körper. Zusammen
mit der ständigen Veränderung der Erbinfor-
mation kann das Virus den Aufbau einer
schützenden Immunität des Organismus
immer wieder unterlaufen. Die Erkrankung
schreitet schnell fort. In 80-90 % der Fälle
kommt es schließlich zu einem chronischen
Verlauf.

Nur bei wenig Infizierten schafft es das
Immunsystem, aus eigener Kraft das Virus
abzutöten. Meist verläuft die chronische
Infektion über viele Jahre schleichend mit
milden Symptomen, aber mit eingeschränk-
ter Lebensqualität. Eine depressive Verstim-
mung gehört bei etwa zwei Dritteln der
Erkrankten zum Krankheitsbild, ebenso
Abgeschlagenheit, Müdigkeit bis hin zur
Erschöpfung, gelegentliche Oberbauchbe-
schwerden oder Gelenkschmerzen. Eine
Gelbsucht tritt selten auf.

Wegen der milden Symptome unterbleibt
meist der notwendige Gang zum Arzt.
Selbst wenn ein Arzt aufgesucht wird, wer-
den beim Bluttest meist nur leicht erhöhte
Leberwerte festgestellt. Sie werden mit
regelmäßigem Alkoholkonsum in Verbin-
dung gebracht. 80-90 % gehen so unbe-
merkt in ein chronisches Stadium über.

Die lebensbedrohlichen Folgen einer unbe-
handelten Hepatitis - 20-50 % der chronisch
Infizierten entwickeln eine Leberzirrhose
und davon ein Viertel Leberzellkarzinome -
zeigen sich spät. Die Dauer von der Infekti-
on bis zum Vollbild der Zirrhose beträgt oft
20-30 Jahre.

In den letzten 20 Jahren hat die Zahl der
Leberkrebserkrankungen stark zugenom-
men. In den USA betrug die prozentuale
Steigerung in dieser Zeit 600 %. Die durch
das Hepatitis-C-Virus hervorgerufene
Leberzirrhose ist in Europa und den USA die
häufigste Ursache für die Durchführung
einer Lebertransplantation. Diese ist nicht
nur mit zahlreichen Komplikationen ver-

bunden, sie belastet das Gesundheitssy-
stem mit durchschnittlich 230.000 DM pro
Transplantation - ohne Berücksichtigung
zusätzlicher Medikamente und Behandlung. 

Die Ansteckung erfolgt meist über Blutkon-
takt. Seit etwa 10 Jahren ist das Risiko via
Blutübertragung deutlich gesunken, weil
das Blut von Spendern heute routinemäßig
auf Antikörper gegen das Virus untersucht
wird. Ein Test auf die Hepatitis-C-Infektion
wird bei allen Personen empfohlen, die vor
1992 eine Bluttransfusion erhielten oder
mit Blutkomponenten behandelt wurden.

Weitere Ansteckungswege sind u.a. eine
zahnärztliche Behandlung in einem Land
mit niedrigem Hygienestandard, Tätowie-
rungen und Piercing mit unzureichend
desinfiziertem Material. Die sexuelle Über-
tragungsgefahr wird als gering eingeschätzt.
Eine Infektion über Geschirr, Gläser oder
Besteck ist, solange keine Verschmutzung
mit Blut vorliegt, nicht zu befürchten. Bei
etwa 40 % der Betroffenen ist der Übertra-
gungsweg nach wie vor nicht bekannt.

Eine Impfung wie gegen andere Hepatitis-
formen (A und B) gibt es  nicht. In Anbe-
tracht der schlechten Prognose ist eine
effektive Therapie der chronischen Hepati-
tis C erforderlich. Von den zahlreichen
Ansätzen, die in den vergangenen Jahren
erprobt wurden, war bislang nur die
Behandlung mit alfa-Interferon, einem
Botenstoff des körpereigenen Immunsy-
stems, etabliert. Sie wurde von den gesetz-
lichen und privaten Krankenversicherungen
erstattet.

Symptomarmut verhindert schnelles Erkennen 
von Hepatitis-C-Erkrankungen 

Termine 2000
Jahresempfang der LZKTh
19. Januar 2000
Fortbildungswoche Norderney 
10-17. Juni 2000
Kammerversammlung 
5. Juli 2000
Zahnärztetag 
29-30. September 2000
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Eröffnung der neuen Universitäts-Zahnklinik 
am 10. November 

Großes Interesse bei breitem Fachpublikum

Blick in ein neues 
Behandlungszimmer

Das neue Gebäude des Zentrums für Zahn-,
Mund-  und Kieferheilkunde

„Es existierten noch nie solche guten
Bedingungen für die Zahnmedizin in
Jena - in Lehre, Forschung und Kran-
kenversorgung“, freute sich Prof. Dr.
Heinz Graf. Der Geschäftsführende
Direktor des Zentrums für Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde der Frie-
drich-Schiller-Universität sprach
vom neuen Gebäudekomplex in der
Jenaer Innenstadt. Alle ambulanten
Abteilungen der Zahnklinik sind dort
vor kurzem in die Holzmarkt-Passa-
ge eingezogen. Die feierliche Eröff-
nung fand am 10. November statt.



Darüber hinaus
wird die gesam-
te Jenaer Zahnklinik jetzt mit einem
geschlossenen Sterilisationssystem
betrieben, was in der Praxis eine
maximale Sicherheit für den Patien-
ten bedeutet. Die Jenaer Klinik ist
damit die erste Klinik in Europa, in
der dieses System in allen Abteilun-
gen verwendet wird. Ein digitales
Röntgensystem bildet eine weitere
wichtige Innovation. Alle Röntgen-
bilder werden digital im zentralen
Bildarchivierungssystem des Uni-Kli-
nikums gespeichert. Daraus leitet
sich eine neue Dimension des Strah-
lenschutzes ab. Unabhängig davon,
in welcher Klinik der Friedrich-Schil-
ler-Universität der Patient behan-
delt wird, können die bereits vor-
handenen Röntgenaufnahmen
innerhalb weniger Minuten auf dem
Bildschirm der entsprechenden
Abteilung betrachtet werden.
„Dadurch werden Doppelaufnah-
men vermieden - ganz zu schweigen
von der hohen Qualität der Rönt-
genbilder und des vollständigen
Datenschutzes im Sinne des Patien-
ten“, versicherte Prof. Graf. 

Auch die Studierenden können sich
über beste Bedingungen im neuen
Gebäude freuen. Wenn ausreichen-
de Patientenzahlen - die beste Vor-
aussetzung für eine realitätsnahe
Ausbildung - zur Verfügung stehen,
ist die Zukunft der Lehre auf hohem
Niveau gesichert. Unterstützt wird
dies durch den neuen, großen und

Aus technischen und hygienischen
Gründen war der Umzug aus der
Bachstraße in die City notwendig
geworden. Im neuen Gebäudekom-
plex steht nun für Studenten und
Patienten zeitgemäße Technik zur
Verfügung. Der Umbau des Gebäu-
des in Jenas Zentrum und die Aus-
stattung haben fünf Millionen Mark
gekostet, bestätigte Oberarzt Dr.
Stefan Kopp, der unermüdlich die
neue Klinik und den Umzug geplant
hat. „Ziel war eine kostengünstige
Umsetzung aus der Bachstraße ohne
Flächen- und Funktionsmehrung“,
erläuterte Prof. Graf. Es entstand
eine raum- und organisationsopti-
mierte Klinik mit freundlicher, heller
Atmosphäre, die keinen Vergleich
mit Privatpraxen scheuen muss. „Die
gute Kooperation mit den niederge-
lassenen Ärzten soll fortgeführt
werden“, dämpfte Prof. Graf etwaige
Befürchtungen, die auf Grund des
Patientenansturms in den ersten
Wochen aufkeimten. Über 250 neue
Patienten suchten die Universitäts-
Zahnklinik „An der alten Post 4“ -so
die aktuelle Adresse - auf. 

Neben der Neugier auf das moderne
Gebäude trieb sie auch das Interesse
an den Neuerungen der Klinik. Die
Patienten melden sich nun an einer
zentralen Aufnahme an. Ein Aufnah-
mearzt untersucht Erstpatienten in
einer zentralen Einrichtung und
organisiert dann die fach- und sach-
gerechte Weiterbehandlung in den
einzelnen Polikliniken des Zentrums. 

klimatisierten Behandlungssaal so-
wie ein zahntechnisches Labor für
Studenten, das zusätzlich eingerich-
tet wurde. Es stellt sicher, dass die
Patienten zeitoptimiert mit Teilkro-
nen, Kronen etc. versorgt werden
können. Für das kommende Jahr ist
geplant, den studentischen Behand-
lungssaal ebenfalls mit digitaler
Technik zum Betrachten der Rönt-
genbilder auszurüsten. 

Unter diesen beinahe optimalen
Bedingungen fällt es dann auch
kaum auf, dass die Klinik für nur 50
Studierende pro Studienjahr
geplant wurde, „während längst im
Schichtbetrieb unter Einsatz aller
verfügbaren Kapazitäten in der Leh-
re 57 Zahnmediziner ausgebildet
werden“, sagte der Kliniksdirektor.

Dieses neue Potenzial soll genutzt
werden, um in der Ausbildung der
Studierenden, der Behandlung der
Patienten und im Wettbewerb um
Forschungsmittel weiterhin eine
führende Rolle zu spielen.

FSU-Mediendienst

Prof. Dr. Hans-Joachim Seewald, Ärzt-
licher Direktor des Klinikums, Prof. Dr.
Dr. Dieter Schumann, Direktor der
Klinik für Mund-Kiefer-Gesichtschir-
urgie, und Prof. Dr. Bernd Wiederan-
ders, Dekan der Medizinischen Fakul-
tät
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Zur feierlichen Eröffnung waren dabei: (vlnr) 
Prof. Dr. Heinz Graf; Dr. Jürgen Aretz, Staatsekretär im
TMWFK; Prof. Dr. Klaus Dicke, Prorektor der FSU Jena 
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Die Familie der Chirurgischen Absaug-
kanülen Surgitip ist um die Surgitip-micro
erweitert worden, deren Absaugöffnung
1,2 mm beträgt. Sie wurde für das Arbeiten
unter Mikroskop und Lupe entwickelt.

Durch die 1,2 mm Absaugöffnung ist ein
noch sichereres und gezieltes Arbeiten
möglich. Die konische Spitze wurde sehr
lang gestaltet, um eine Sichtbehinderung
unter dem Mikroskop und Lupe zu vermei-
den. Die Surgitip-micro ist im Peelbeutel
steril verpackt und sofort einsatzbereit.

Eine Surgitip-micro Packung enthält 20
Kanülen und einen Doppel-Adapter - zum
Anschluss an 11 und 16 mm Durchmesser.

Die Surgitip-micro ist ab sofort im Dental-
handel erhältlich.

ROEKO GmbH, Langenau

(Media Concept Fischer-Appelt GmbH)
Weiße Zähne ohne Risiko - mit diesem
Wunsch von Patienten sind heute immer
mehr Zahnärzte konfrontiert. Die steigen-
de Nachfrage nach medizinischen Produk-
ten zum Bleichen von vitalen und devita-
len Zähnen sowie der Boom von Zahn-
weißcremes sind ein klares Indiz dafür,
dass ästhetische Kriterien bei der medizi-
nischen Zahnbehandlung immer wichtiger
werden. 

Mit Colgate Platinum(r) hat Colgate-Oral
Pharmaceuticals jetzt ein Produkt ent-
wickelt, dessen Wirksamkeit und zahnme-
dizinische Unbedenklichkeit in wissen-
schaftlichen Studien belegt werden konn-
te. Der Patient muss Colgate Platinum(r)
nur zweimal täglich mit Hilfe der individu-
ell angepassten Trägerschiene für jeweils
3o bis 6o Minuten anwenden, um bereits
nach einigen Tagen eine sichtbare Aufhel-
lung zu erkennen. Anwendungen über
mehrere Stunden oder sogar über Nacht
sind mit diesem Produkt überflüssig. Der
gesamte Behandlungszeitraum dauert in
der Regel nicht länger als zwei Wochen. 

Colgate Platinum(r) enthält 10 % Carba-
midperoxid, das in den Zahnschmeltz dif-
fundiert, wo es Doppelbindungen an Pro-
teinen und Farbpigmenten durch Oxidati-
on löst. Verfärbte Zahnbeläge werden
zusätzlich mittels Emulgatoren angelöst
und aufgelockert. Durch diese Mechanis-
men werden Pigmente im Zahn und auf der
Zahnoberfläche entfärbt. 

Die Integrität der Zahnhartsubstanz wird
durch Colgate Platinum(r) nachweislich
nicht negativ beeinflusst. Ein nahezu neu-
traler pH-Wert von 5,5 - 6,5 in Kombination
mit einem hohen Gegen-lonendruck durch
Dikatziumphosphat sorgt dafür, dass der
Zahnhartsubstanz keine Mineralsalze ent-
zogen werden und die Mikrohärte erhalten
bleibt. Das konnte im Rahmen einer In-
Vitro-Studie nachgewiesen werden.

Dabei wurde an den mit Colgate Plati-
num(r) behandelten Zähnen sowohl am
Zahnschmeltz als auch am Dentin eine ten-
denziell höhere Mikrohärte gemessen als
bei den mit einem Placebo behandelten

Vergleichszähnen. Auch die parallel unter-
suchten Komposit-Füllungsmaterialien
zeigten keinerlei Veränderungen der physi-
kalischen Eigenschaften. Fragen der Toxi-
zität und möglicher Auswirkungen von
Colgate Platinum(r) auf orale Weichgewe-
be wurden im Rahmen weiterer Studien
untersucht, die den Normen des American
Dental Association's Council on Dental
Therapeutics (CDT) entsprechen. Dabei
wurden für Colgate Platinum(r) keine
Nebenwirkungen berichtet. 

In den USA und Kanada wird Colgate Plati-
num(r) schon seit Jahren erfolgreich einge-
setzt, in Italien stieß das Präparat bereits
kurz nach seiner Einführung auf eine
enorm hohe Nachfrage. Die Aufhellungs-
behandlung vitaler oder devitaler Zähne
ist eine privatzahnärztliche Leistung, die in
der Regel mit Kosten zwischen 250 und
400 Mark je Kiefer abgerechnet wird. Zur
Überwachung und Beendigung empfehlen
sich Recall-Termine beim Zahnmediziner.

Bleaching-Präparat bietet Wirksamkeit 
und Compliance 
Jetzt gibt es Colgate Platinum(r), ein Home-Bleaching-System, dessen Wirksamkeit 
und Sicherheit in klinischen Studien nachgewiesen wurde. 

Surgitipfamilie vergrößert
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Kronen- und Brücken-
prothetik

Praxis der Zahnheilkunde,  Bd. 5 

4. Auflage 

B. Koeck (Hrsg.)

410 S., ISBN 3-541-15252-4, 248 DM, Urban &
Fischer, München 1999

http://www.urbanfischer.de

D i e ser Band 5 der 4. Aufl a ge der bew ä h rten Rei-
he  „Praxis der Zahnheilkunde“ ve rfolgt zwar im
A u fbau das bew ä h rte Konzept des umfa sse n d e n
Lehrbuches, erscheint aber in te i l we i ser neuer
Gestaltung. Letzte res ermöglicht eine besse re
‹bersicht und natürlich eine sehr vo rte i l h a f te
W i sse n sve r m i tt l u n g .

Sehr inte re ssant und ausführlich besc h ä f t i ge n
sich die ersten 3 Kapitel („Untersuchung und
Befunderhebung“, „Ästhetische Aspekte beim
festsitzenden Zahnersatz“ und „Vo r b e h a n d-
lung“) mit der Vo r b e reitung zur Zahnersat z t h e-
ra p i e .

Dies ist m. E. ein sehr wichtiger Aspekt in der
D a r s tellung zahnärztlich medizinischer Maß-
nahmen inclusive Zahnersatz zur oralen medizi-
n i schen Rehabilitat i o n .

In der Vorbehandlung we rden vitalerhalte n d e
Fu n ktionen, endodontische pra e p ro t h e t i sc h e
Maßnahmen sowie pra e p ro t h e t i sche paro d o n-
tale Therapiemaßnahmen in extensio ebenso
vo rge s tellt wie die Pfe i l e r vermehrung bzw. die
R ealisierung des Einzelzahnersatzes durc h
i m p l a n to l o g i sche Maßnahmen.

Im großen klinisc h - w i sse n schaftlichen Teil der
p ro t h e t i schen Wiederherste l l u n gs m a ß n a h m e n
ist das Kapitel „Die Relationsbestimmung“ eben-
so wichtig und hilfreich zur Verwirklichung der
Q u a l i t ä t ssicherung wie ve r schiedenen Präpara-
tionsmaßnahmen und Abdruckve rfa h re n .

Für den Pra kt i ker inte re ssant und von se h r
g roßer Hilfe ist das Kapitel „Kronen und Brücke n
- Langzeite rge b n i sse und Ko n sequenzen“. 

Konzept der erfo l gso r i e n-
t i e rten To t a l p ro t h e t i k

- Bildat l a s -

J. Schulz-Bonge rt

168 Seiten, 292 vierfa r b i ge, z. T. gro ß fo r m at i-
ge Abbildungen, Gra f i ken, Abbildungsse r i e n ,

ISBN 3-922 636 03-8, 328,00 DM

Siegfried Klages Verlag, Berlin 1999

To t a l p rothetik ist derzeit kein fachlich bre n n e n-
des Thema, dennoch: Auch bei einer subto t a l e n
P ro t h e se n ve r so rgung sind die in diesem Buch
a u fge z e i g ten Grundsätze notwendig und we rt-
vo l l .

Das in Jahrzehnten in der Praxis ständig akt u a l i-
s i e rte und ve rfe i n e rte, sys te m at i sche Ko n z e p t
für to t a l p ro t h e t i sche Rehabilitationen wird in
der für den Autor typischen Schritt - f ü r - S c h r i tt -
Technik akribisch beschrieben und mit wohl ein-
z i g a rt i gem Bildmaterial dokumentiert .

In zahlreichen Kursen am Pat i e n ten von A - Z,
a l so in praxi demonstriert, stellt der für präzise
wie pra ktikable Darste l l u n gswe i se bekannte
P ra kt i ker eine erfo l gss i c h e re Sys te m atik von der
A n a m n e se bis zur Absc h l u ss u n tersuchung vo r.
Das Ergebnis soll, kann und muss sich re c h n e n
l a ssen, daher wird die Darstellung wirkungsvo l l
d u rch pra kt i sche Hinwe i se, Tipps und „Tr i c k s “
e rg ä n z t .

Der zahnärztlichen Praxis wie auch dem  Dental-
Labor wird mit dem Werk ein Hilfsmittel zur
Ve rfügung ge s tellt, das dem Ziel, Befriedigung
bei Behandler und Patient, dienen so l l .

Der Autor ist den Thüringer Zahnärztinnen und
Z a h n ä r z ten bestens bekannt, vor allem durc h
sein Engagement bei der Einführung des We i te r-
b i l d u n gszyklus Initiat i v k reis Umfa ssende Zahn-
e r h a l t u n g .

In diesem Buch demonstriert der Pra kt i ker se i n e
j a h re l a n ge Erfahrung und ve r m i ttelt sie auf
ge ko n n te Art der qualitätso r i e n t i e rt inte re ss i e r-
ten Zahnärzte sc h a f t .

A l l e rd i n gs hatte ich anfa n gs Ve r s t ä n d n i s p ro b l e-
me im Kapitel 6 „Goldbasis für die unte re Pro-
t h e se, Ve r s t ä r k u n gse i n l a ge für die obere Pro t h e-
se“. Diese Entscheidung so l l te vom Zahnarzt vo n
Fall zu Fall und ganz individuell entsc h i e d e n
we rd e n .

Trotz des ziemlich hohen Pre i ses kann das Buch
vor allem für alle beruflichen Alte r sg r u p p e n
e m p fohlen we rden. Selbst der ve r s i e rte Zahn-
arzt findet noch ge n ü gend Anre g u n gen, um se i n
B e h a n d l u n gs konzept abzurunden.

H e i l p fl a n z e n - C D
Herbal Remedies 1999 

Th. Bre n d l e r, J. Grünwald, Ch, Jänicke, (Hrsg. )

ISBN 3-8876 3 - 071-8, 224,- DM

W i sse n schaftl. Ve r l a gsge se l l schaft mbH, 
S t u ttg a rt 1999  

h tt p : / /w w w.W i sse n sc h a f t l i c h e -
Ve r l a gsge se l l sc h a f t . d e

Zu über 700 Pflanzen sind fo l gende Info r m at i o-
nen abrufbar: wisse n schaftliche Synonyme (c a .
2000); andere Namen (ca. 10000 in über 40
S p rachen); Allgemeines; botanische Besc h re i-
bung; Vo r kommen mit Blüte- und Erntezeit; Gif-
t i g keit; Gefährdung; aus der Pflanze gewo n n e n e
D ro ge n .

Zu jeder der über 800 beschriebenen Dro ge n
we rden fo l gende Info r m ationen ange b o te n :
w i sse n schaftliche Synonyme (ca. 1000); andere
Namen (ca. 3000 in über 40 Sprachen); Pharma-
kologie und Wirkungen; Anwe n d u n gen und
D os i e r u n gen; Spezifikation der Dro ge; Tox i ko l o-
gie mit Gege n a n z e i gen und We c h se l w i r k u n ge n ;
I n h a l t ss to f fe; Indikationen entsprechend Ko m-
m i ssion E Monographien, Homöopathie, indi-
sc h e r/c h i n e s i scher Medizin und Vo l k s m e d i z i n ,
darüber hinaus klass i f i z i e rt nach ICD 10; Sicher-
h e i t s h i n we i se gemäß dem  Botanical Sa fe t y
H a n d b o o k. Ve r we i se auf inte r n ationale Arz-
neibücher sowie eine Auflistung we i te rf ü h re n-
der und Speziallite ratur ergänzen die Dro ge n-
b e sc h reibung. 

D i e se Softwa re ist sicherlich nicht nur für den
ve r s i e rten Fachmann inte re ssant, sondern auch
für den inte re ss i e rten Laien, der sich mit der
P ro b l e m atik der Heilpflanzen ve rt raut machen
m ö c h te. Darüber hinaus bleibt der pharmazeu-
t i schen Anwendung von Thera p i eve rfa h ren mit
n atürlichen „Rohsto f fen“ ein eigenes Resso rt
e r h a l ten, dem in der Zukunft ein bre i te res Spek-
trum zuzuordnen sein wird .

G. Wo l f, Suhl



Kleinanzeigen

tzb 12/9946

Vermiete ab 1/2000
in Gera, Wiesestraße, EG voll eingerichtete überschaubare 
ZA-Praxis mit Röntgen, Rezeption, KaVo-Systematica 1062 
(1 Sprechzimmer) günstiger Mietvertrag, Stellplätze vorhanden. 

Chiffre: tzb 0004

Umsatzstarke, gut eingeführte KfO-Praxis 
in bayr. Großstadt abzugeben im Kundenauftrag. 

Chiffre 0012

Thüringen — Freundl. engagierte ZÄ, 28 J., 3 J. BE, z.Zt. Prom.,
sucht Stelle als Entl.-ass./angest. ZÄ mit langfrist. Perspektive ab
4/2000 in freundl. ganzheitlicher Praxis, gerne mit der Möglich-
keit einer evtl. Sozietät od. Übernahme. 

Chiffre 0011

Innovative Zahnarztpraxis einer Kreisstadt in Nordthüringen
(Cerec, Implantologie, ästhet. Zahnheilkunde, Prophylaxe, PA)
mit jungem Team sucht Assistentin. Langfristige Perspektiven
möglich. Suchen Sie das Gespräch mit uns! 

Chiffre 0010

ZA, 35 J., 11 J. BE
sucht Stelle als Entl. - ass./Angest. ZA. 
Raum Weimar, Jena, Gera, Altenburg, Triptis. 

Chiffre: tzb 0008

Moderne, prophylaxeorientierte Zahnarztpraxis im Raum
Erfurt sucht liebenswürdige, engagierte ZMA oder ZMF, die
Freude an selbstständiger Arbeit hat, auch Teilzeit angenehm. 

Zuschriften unter Chiffre 0013

Antworten auf Chiffre-Anzeigen an:

Verlag und Werbeagentur
Kleine Arche
Magdeburger Allee 107
99086 Erfurt

Zuschriften auf Chiffre-Anzeigen bitte 
deutlich mit der Chiffre-Nummer auf dem
Umschlag versehen. Sie werden gesammelt
an die Auftraggeber weitergeleitet.

Anzeigenschluß für die nächste Ausgabe:

20. Dezember 1999

Folgende Zahnarztausweise wurden gestohlen
und gelten ab sofort als ungültig:

Ausweis-Nr.: 2688, 
ausgestellt auf Dipl.-Stomat. Regina Fritzsche, Sömmerda

Ausweis-Nr.: 03019, 
ausgestellt auf Dipl.-Stomat. Karin Müller, Arnstadt

Ausweis-Nr.: 1043, 
ausgestellt auf Dipl.-Stomat. Annette Thieme, 

Bad Klosterlausnitz
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L e t ’s go east...
Dentale Fortbildung in Sachsen
vom 14.01. bis 16. 01. 2000

...mit Wieland und Jens Weißflog in Oberwiesenthal!

Moderation: ZTM Jürgen Mehlert
13.30 Uhr: Begrüßung 

Dr. Christian Köhler (Geschäftsführer Wieland Edelmetalle)
Burghard Goldberg (Leiter VN Dresden)

14.00 Uhr: Guiness-Rekord 1998 - „Der Eiszahn“ - Ein Rückblick
ZTM Jochen Peters, Neuss

14.20 Uhr: Die physiologische Okklusion
ZTM Jochen Peters, Neuss

15.00 Uhr: Präzisionsguß - Aktueller denn je
ZTM Herbert Thiel, Amtzell

16.00 Uhr: Kaffeepause
16.30 Uhr: Marktentwicklung - Ist die Dentalbranche ein Wachstumsmarkt?

ZTM Carsten Müller, Leipzig
17.00 Uhr: Metallkeramik: „State of the art“ oder von der Entwicklung überholt?

ZTM Thomas Perling, Nürnberg
18.00 Uhr: Implantatgetragene horizontal verschraubte Einzelrestaurierung

Dr. Friedrich Petz, Österreich
ab 20 Uhr: Rustikale Abendparty am Skihang und im Hotel

13.30 Uhr: Begrüßung / Moderation: ZTM Carsten Müller
13.35 Uhr: Das AGC® Speed-System im Kreuzfeuer!

ZA Dr. Reinhold Rathmer, Limburg; ZA Piet Troost, Hohenroth; 
ZTM Curd Gadau, Aschaffenburg; ZTM Matthias Gürtler, Dresden

14.30 Uhr: Gesundheitspolitik 2000
Jürgen Pischel (Herausgeber der DZW)

15.15 Uhr: Kaffeepause
15.45 Uhr: Kleben ist nicht gleich Kleben!

ZTM Jürgen Mehlert, Hamburg
16.30 Uhr: Neue Medien - Anwendung Multimedia

Dr. Wegmann, Uni Bonn
16.30 Uhr: Point Quality - Mehr Erfolg für Praxis und Labor

ZA Piet Troost, Hohenroth
ab 19 Uhr: Wieland Golden Night

10.00 Uhr bis Zeitmanagement -Effektive Zeiteinteilung für mehr Erfolg
12.00 Uhr Helmut Peröbener, Gräfelfing

Erleben Sie mit Wieland Edelmetalle 3 „heiße“ Tage in „eiskalter“ Umgebung.
In der höchstgelegenen Stadt Deutschlands, im Kurort Oberwiesenthal, dem
Skiparadies im Erzgebirge, dem Heimatort von Olympiassieger Jens Weißflog
würden wir gerne mit Ihnen, Ihren Geschäftsfreunden und Ihrer Familie ein
unvergeßliches Wochenende verbringen.

Freitag, den 14. 01. 2000

Samstag, den 15. 01. 2000

Sonntag, den 16. 01. 2000

Preis: pro Seminarplatz DM 522,- inkl. MwSt.
zusätzliche Abendkarte DM 105,- inkl. MwSt.

Wieland Edelmetalle 
GmbH & Co.
Bautzner Straße 20, 
01099 Dresden
Tel.: 03 51 / 81 70 30, 
Fax: 0351 / 81 70 35 5
http://www.wieland-dental.de
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